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EDITORIAL/101: Die Wahrheit schweigt, das Wort macht frei (SB)





Wochendruckausgabe 101 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
01.09.2018
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Die Wahrheit schweigt, das Wort macht frei

31 Da sprach nun Jesus zu den Juden, die an ihn glaubten: Wenn ihr
bleiben werdet an meiner Rede, so seid ihr in Wahrheit meine
Jünger

32 und werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird euch
frei machen.

33 Da antworteten sie ihm: Wir sind Abrahams Kinder und sind
niemals jemandes Knecht gewesen. Wie sprichst du denn: Ihr sollt frei
werden?

34 Jesus antwortete ihnen: Wahrlich, wahrlich, ich sage euch: Wer
Sünde tut, der ist der Sünde Knecht.

35 Der Knecht aber bleibt nicht ewiglich im Hause; der Sohn bleibt
ewiglich.

36 Wenn euch nun der Sohn frei macht, so seid ihr recht
frei.

(Neues Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 8, Vers 31-36,
Die Wahrheit macht frei)



Der Nazarener erweckte durch seine Reden und sein Auftreten das
Interesse des Volkes, und als sie sich ihm zuwandten und lauschten,
sprach er und sagte:

"Wenn ich nun sage, stellt euch gegen die Furcht und die Unterdrücker
und unterwerft euch nicht im Allerkleinsten, und ihr erinnert und
haltet euch fortan an mein Wort, so werdet ihr nicht mehr zu täuschen
und zu beherrschen sein, und das wird euch frei machen."

Da wunderten sich die Leute und fragten ihn:

"Wir alle sind Kinder Abrahams, sein Volk und keine Knechte. Wie
sollten wir noch freier werden?"

Der Nazarener aber antwortete und sprach:

"Wer der Furcht vor den Mächtigen aus dem Wege geht, dient ihrer
Vorherrschaft. Er bleibt nichts als ein Diener, Nutznießer und Knecht
und ist der Furcht, ihren Drohungen und ihren Versprechungen erlegen.
Hinweggeschwemmt und ohne jeden Bestand wird er für immer ihrem
flüchtigen und wechselhaften Wesen verbunden und unterworfen bleiben.
Er wird keinen Anfang und kein Ende finden.

Ich aber stelle mich den Mächtigsten und Stärksten gleich und fürchte
sie nicht. Niemals können sie mich aus unserem gemeinsamen Hause
verjagen. Wenn ihr nun meine Brüder und Schwestern seid, so werdet ihr
so frei und daheim sein wie ich."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich
aber vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 19)

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. August 2018
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MELDUNG/292: Erneut rassistisch motivierter Angriff auf Menschenrechtler bei Leipzig


Amnesty International - 2. September 2018

Erneut rassistisch motivierter Angriff auf Menschenrechtler bei
Leipzig



Zwei maskierte Männer haben in der Nacht zu Samstag versucht, gewaltsam in
die Wohnung von J. M. einzubrechen, einem Menschenrechtsverteidiger aus der
pakistanischen Provinz Belutschistan. Die Ehefrau von J. war zu diesem
Zeitpunkt mit den fünf Kindern alleine in der Wohnung. Der Vorfall
ereignete sich in einer sächsischen Gemeinde bei Leipzig.

Während die beiden Männer mit einem Baseballschläger und einem Billardqueue
auf die Wohnungstür einschlugen, brüllten sie rassistische Parolen. Die
Ehefrau rief daraufhin zuerst ihren Mann an und anschließend die Polizei.
Bevor die Polizei eintraf, zogen die beiden Männer weiter zum nahe
gelegenen Kleingarten der Familie M., wo J. mit drei Freunden den Abend
verbracht hatte. Die Angreifer schlugen auf das dort geparkte Auto von J.
ein und rannten dann weg. Zwei Freunde von J. verfolgten sie.
Die Polizei konnte die beiden mutmaßlichen Angreifer kurze Zeit später
festnehmen.

Es ist der zweite Angriff auf den 31-jährigen Menschenrechtsaktivisten
innerhalb weniger Wochen. Im Juli war er auf dem Rückweg von einer
Veranstaltung in der Nähe von Leipzig von mehreren Personen zuerst
rassistisch beschimpft und schließlich auch körperlich angegriffen worden.
Dabei wurden ihm beide Hände gebrochen. Im vergangenen Jahr verwüsteten
Unbekannte den Kleingarten und lösten die Schrauben an den Reifen des Autos
der Familie.

 * 

Quelle:

Meldung vom 2. September 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/erneut-rassistisch-motivierter-angriff-auf-menschenrechtler-bei-leipzig

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/230: Türkei - "Wir werden nicht locker lassen, bis alle frei sind!"


Amnesty International - 28. August 2018

Amnesty-Generalsekretär Naidoo: "Wir werden nicht locker lassen, bis
alle frei sind!"



Vertreterinnen und Vertreter führender Menschenrechtsorganisationen
trafen sich Ende August in der Türkei. Die Teilnehmenden versprachen, den
Kampf für die Freilassung aller unrechtmäßig in der Türkei Inhaftierten zu
intensivieren.

An der Zusammenkunft nahmen u.a. auch der neue internationale Amnesty-
Generalsekretär Kumi Naidoo teil und der Ehrenvorsitzende von Amnesty
International in der Türkei, Taner Kıliı. Es war Kılıç'
erster Auftritt in der Öffentlichkeit, seit er zwei Wochen zuvor aus dem
Gefängnis entlassen worden war.

"Überall in der Türkei setzen sich gewöhnliche Menschen mit
 außergewöhnlicher Leidenschaft für Gerechtigkeit und Gleichbehandlung
 ein." 

 Kumi Naidoo, Generalsekretär von Amnesty International



Thema des Treffens, an dem neben führenden Vertreterinnen und Vertretern
der Zivilgesellschaft auch Parlamentsabgeordnete teilnahmen, war die
Situation von Hunderten Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern,
Medienschaffenden, Akademikerinnen und Akademikerinnen, Rechtsbeiständen,
Künstlerinnen und Künstlern und anderen, die nach dem gescheiterten
Putschversuch 2016 inhaftiert wurden.

"Ich bin heute hier, um unsere Solidarität mit unseren Schwestern und
 Brüdern in der Türkei zu bekräftigen, die sich für eine bessere Zukunft
 für alle einsetzen."

 Kumi Naidoo, Generalsekretär von Amnesty International



"Überall in der Türkei setzen sich gewöhnliche Menschen mit
außergewöhnlicher Leidenschaft für Gerechtigkeit und Gleichbehandlung ein -
trotz des Risikos, zu Unrecht dafür bestraft zu werden, dass sie Stellung
beziehen. Sie sind Medienschaffende, Akademikerinnen und Akademiker,
Künstlerinnen und Künstler und Rechtsbeistände. Und sie sind auch Mütter
und Väter, Schwestern und Brüder. Sie sind getragen von ihrem starken
Engagement für die Menschenrechte, für Gerechtigkeit, Freiheit und
Gleichbehandlung", sagte Amnesty-Generalsekretär Kumi Naidoo.

"Der Schriftsteller Aziz Nesin sagte einmal, dass wir nicht nur für das
 verantwortlich sind, was wir sagen, sondern auch für unser Schweigen.
 Amnesty International kann und wird angesichts der Menschenrechtskrise in
 der Türkei nicht schweigen."

 Kumi Naidoo, Generalsekretär von Amnesty International



"Die Türkei sollte stolz auf diese aktive und lebendige
Menschenrechtsbewegung sein, anstatt sie zu bestrafen.Der Schriftsteller
Aziz Nesin sagte einmal, dass wir nicht nur für das verantwortlich sind,
was wir sagen, sondern auch für unser Schweigen. Amnesty International kann
und wird angesichts der Menschenrechtskrise in der Türkei nicht schweigen
und ich bin heute hier, um unsere Solidarität mit unseren Schwestern und
Brüdern in der Türkei zu bekräftigen, die sich für eine bessere Zukunft für
alle einsetzen", so Naidoo weiter.

Kumi Naidoo verlas bei dem Treffen die Namen von 78 prominenten
Medienschaffenden, Akademikerinnen und Akademikern, Rechtsbeiständen und
Künstlerinnen und Künstlern, deren bisherige Haftzeit zusammengerechnet
mehr als 50 Jahre beträgt. Die meisten von ihnen befinden sich in
Untersuchungshaft und wurden nie verurteilt.

 * 

Quelle:

Meldung vom 28. August 2018

www.amnesty.de/informieren/aktuell/tuerkei-amnesty-generalsekretaer-naidoo-wir-werden-nicht-locker-lassen-bis-alle

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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LATEINAMERIKA/089: Nicaragua weist UN-Menschenrechtler aus


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. September 2018

Scharfe Kritik an Ausweisung

Nicaragua auf dem Weg in die Selbstisolation



Göttingen, den 1. September 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat die Ausweisung von UN-Menschenrechtlern aus Nicaragua scharf
kritisiert. "Wer unabhängige Menschenrechtler aus dem Land wirft, nur weil
sie die Regierung nicht wie erhofft vom Vorwurf schwerer
Menschenrechtsverletzungen freisprechen, macht sich unglaubwürdig. Der
Realitätsverlust von Nicaraguas Präsident Daniel Ortega treibt das Land in
eine gefährliche Selbstisolation", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius
am Samstag in Göttingen.

Nicaraguas Regierung hatte gestern ein Untersuchungsteam des
Hochkommissariats der Vereinten Nationen für Menschenrechte zur Ausreise
aufgefordert, nachdem die Experten der Regierung in einem letzten Mittwoch
veröffentlichten Bericht schwere Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen
hatten. Das UN-Expertenteam hat Nicaraguas Sicherheitskräften und
paramilitärischen Gruppen schwere Übergriffe auf Demonstranten und
Menschenrechtsverteidiger vorgeworfen. So seien Aktivisten eingeschüchtert,
willkürlich festgenommen und gefoltert worden. "Diese Vorwürfe sind nicht
einseitig und haltlos, wie die Regierung behauptet, sondern decken sich mit
den Erfahrungen indigener Menschenrechtler. So ist Nicaragua zu einem der
weltweit gefährlichsten Länder für indigene Menschenrechtsverteidiger
geworden, die sich für den Respekt ihrer Landrechte einsetzen", erklärte
Delius. Massive soziale und regierungskritische Proteste erschüttern das
Land seit April 2018.

Doch auch die indigenen Miskito, Rama und Rama-Criol sehen sich im
Widerstand gegen viele Regierungsprojekte. So sorgte der geplante Bau einer
alternativ zum Panama-Kanal geplanten Wasserstraße durch indigene Gebiete
für erhebliche Unruhe unter den Betroffenen. Ihre Proteste wurden von
Sicherheitskräften gewaltsam niedergeschlagen. Das umstrittene Megaprojekt
scheint sich nun doch nicht zu realisieren, weil der chinesische Investor
in Geldnot ist und China nach der Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit
Panama das Interesse an dem Vorhaben verloren hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/905: Stimme der Hoffnung (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 920

Stimme der Hoffnung

Aretha Franklin ist am 16. August 2018 gestorben

von Mumia Abu-Jamal, August 2018



Sie war eine musikalische Legende und trug seit ihrer Geburt einen
unverwechselbaren Vornamen: Aretha. In Memphis, Tennessee, erblickte Aretha
Franklin am 25. März 1942 das Licht der Welt. Sie wuchs in Detroit als
Tochter der Pianistin und Hausfrau Barbara Vernice Franklin, geborene
Siggers (1917-1952), und des bekannten Baptistenpredigers und Gospelsängers
Clarence LaVaughn Franklin (1915-1984) auf.

Aretha wurde in eine Welt der Musik hineingeboren, die es seit jeher
vermochte, Menschen zu bewegen. Von Kindesbeinen an erlernte sie von ihrem
Vater das gute Gefühl für Taktarten und die Formung von Rhythmik,
Lautstärke und Pausensetzung in einer musikalischen Phrase. Dabei erfuhr
Aretha schon sehr früh, dass der reine Klang ihrer Stimme und deren großer
Tonumfang Herzen öffnen und Mauern zum Einsturz bringen konnten. Im Lauf
der Zeit wurden mindestens fünf ihrer Tophits zu Klassikern der populären
Musikgeschichte: »Respect«, »I Never Loved the Man«, »Freeway of Love«,
»Share Your Love with Me« und »Something He Can Feel«. Das sicherte ihr
1987 einen Platz in der »Rock and Roll Hall of Fame«, der Ruhmeshalle des
Rock 'n' Roll in Cleveland. In ihrer einzigartigen Karriere hat sie es auf
20 Hits gebracht, mit denen sie die Musikparaden stürmte. Von »Respect« und
»I Never Loved the Man« im Jahr 1967 bis zu »Freeway of Love« im Sommer
1985.

Ihre Fans liebten sie, als gehöre sie zum engsten Kreis der Familie. Aretha
eroberte die Herzen ihrer Anhänger aus nah und fern, weil sie ihre Songs
immer mit größtem Einfühlungsvermögen sang, ganz gleich, wo sie sich gerade
in den Hitparaden platziert hatte. Ihre Stimme, diese große Gabe, die ihr
mit auf den Weg gegeben worden war, erklang wie eine helle Glocke in
finsterer Nacht. Aretha glänzte jedoch nicht nur als Sängerin auf der
Bühne. In einem ihrer jüngsten Interviews bezeichnete sie sich selbst als
»Domestic goddess«, als »häusliche Göttin«, der es vor allem um das Wohl
der Familie ging. Welcher Job kann auch härter sein als der, schwarze
Kinder in einer rassistischen Umwelt wie den Vereinigten Staaten von
Amerika großzuziehen?

Als schwarze Mutter ihrer vier Kinder war sie in der Tat eine Göttin, die
den Rhythmus des Lebens in ihrem liebevollen Zuhause in Detroit bestimmte.
Für eine Afroamerikanerin war es zu Arethas Lebenszeit wahrlich keine
Kleinigkeit, sich aus einem gesellschaftlichen Klima, das immer noch von
rassistischen Gesetzen geprägt war, zu befreien, zu einer »Queen« im
Königreich der Musik aufzusteigen und dabei immer noch wie eine liebevolle
Göttin über Heim und Familie zu wachen.

Sie war, ist und wird immer »Aretha« bleiben, die »Tugendhafte«, der es
gelang, die Herzen von Millionen Menschen in aller Welt mit Licht und Liebe
zu füllen und ihr Leben zu bereichern. Nach 76 Sommern hat sich Aretha
Franklin, die große Stimme, am 16. August für immer mit dem himmlischen
Chor der Sterne vereinigt.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 198 vom 27. August 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8385: Und morgen, den 3. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.09.2018 bis zum 04.09.2018 +++
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Sommer spät

herbstgestimmt,

weil Jean geht

und entschwimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8813: Aus aller Welt - 02.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Landesweite Proteste gegen umstrittene Rentenreform in Rußland

In weiten Teilen Rußlands haben Tausende Menschen am Sonntag gegen
die angekündigte Anhebung des Renteneintrittsalters protestiert. Nach
offiziellen Angaben versammelten sich in Moskau bis zu 7.500
Menschen. In St. Petersburg folgten 2.500 Reformgegner dem
Protestaufruf der Kommunistischen Partei. Die russische Regierung
hatte im Juni ihre Pläne für eine Erhöhung des Pensionsalters
vorgestellt. Bei Frauen sollte die Altersgrenze schrittweise von 55
auf 63 Jahre und bei Männern von 60 auf 65 Jahre angehoben werden.
Präsident Wladimir schlug am Mittwoch einen Kompromiß vor. Danach
soll das Rentenalter für Frauen nur um fünf Jahre heraufgesetzt und
kinderreiche Familien aus den neuen Regelungen herausgenommen werden.
Begründet wird die erste Erhöhung des Renteneintrittalters in Rußland
seit 1932 mit der längeren Lebenserwartung der Bevölkerung.

2. September 2018
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JUSTIZ/8813: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



50jähriger in Spandau ermordet

In einer Wohnung im Berliner Ortsteil Spandau entdeckte die Polizei am
Samstagnachmittag den Leichnam eines Mannes. Die Ermittler gehen von
einem Tötungsdelikt aus. Eine Mordkommission übernahm die
Ermittlungen. Weil der 50jährige seit mehreren Tagen nicht zu
erreichen war, hatten besorgte Bekannte die Behörden alarmiert. Die
Polizei ließ daraufhin die Wohnungstür öffnen.

2. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8810: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Damaskus weist Spekulationen über israelischen Luftangriff zurück

Die heftigen Detonationen nahe der syrischen Hauptstadt Damaskus
sollen durch einen elektrischen Kurzschluß ausgelöst worden sein. Die
Explosionen in der Nacht zum Sonntag seien nicht das Ergebnis einer
illegalen israelischen Aggression, sagte Außenminister Walid
al-Muallim gegenüber dem russischen Nachrichten-Fernsehsender Rossija
24. Demnach ereignete sich der Vorfall auch nicht auf dem
Militärflughafen Masseh, wie von mehreren Medien zunächst berichtet
wurde, sondern in einem Munitionsdepot. Die israelische Luftwaffe hat
in den vergangenen Jahren mehrfach Angriffe auf Ziele im Nachbarland
Syrien geflogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8812: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD und Grüne fordern Beobachtung der AfD durch Verfassungsschutz

Nach einer gemeinsamen Kundgebung der AfD und der islam- und
fremdenfeindlichen Pegida-Bewegung in Chemnitz fordern Politiker der
SPD und der Grünen wieder eine Überwachung der rechtsgerichteten
Partei durch den Inlandsgeheimdienst. SPD-Generalsekretär Lars
Klingbeil warf AfD-Politikern vor, die Gesellschaft mit Haß und Hetze
zu spalten. Der Verfassungsschutz müsse die Partei überwachen, so
Klingeil. Die grüne Parteichefin Annalena Baerbock schloß sich dieser
Forderung an. Die AfD habe sich mit offensiv verfassungsfeindlichen
Kräften zusammengeschlossen, daher teile sie die Einschätzung der
Landesämter für Verfassungschutz für eine Beobachtung, sagte die
Politikerin der Süddeutschen Zeitung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8811: Tragisches und Kurioses - 02.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kathmandu: Passagierflugzeug rutscht von der Landebahn

Nepals einziger internationaler Flughafen wurde für elf Stunden
komplett gesperrt. Ein Passagierflugzeug vom Typ Jetstream war am
Samstag während der Landung in Kathmandu von der Rollbahn abgekommen
und im matschigen Gras steckengeblieben. Alle 21 Insassen an Bord
der Maschine blieben unverletzt. Der Anflug auf den Flughafen der
nepalesischen Hauptstadt gilt wegen der topographischen Verhältnisse
als schwierig. Der Airport ist umgeben von hohen Bergen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7896: Aus Forschung und Technik - 02.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Raumsonde New Horizons auf dem Weg in den Kuipergürtel

Auf ihren Flug in den Kuipergürtel hat die Plutosonde New Horizons
die ersten Fotos von ihrem nächsten Ziel geschossen. Vier Monate vor
ihrer Ankunft machte die Raumsonde mit der bordeigenen LORRI-Kamera
Aufnahmen von dem noch rund 170 Millionen Kilometer entfernten
eisigen Felsbrocken Ultima Thule. Strukturen seien auf den Bildern
noch nicht zu erkennen, erklärte die NASA nach der Auswertung der 48
Belichtungen. Die dabei gewonnenen Informationen reichen demnach aber
aus, um die bisher noch vagen Bahnberechnungen des rund 45 Kilometer
großen Zielobjekts zu präzisieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7908: Aus aller Welt - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Ägypten weitete Kontrolle über soziale Medien aus

In Ägypten ist am Samstag ein Gesetz zur weiteren Kontrolle sozialer
Netzwerke in Kraft getreten. Künftig werden Konten in sozialen Medien
mit mehr als 5000 Followern von der staatlichen Medienaufsicht
überwacht. Tauchen auf dem Internetauftritt als unzutreffend
eingeschätzte Informationen auf, kann dieser gesperrt werden. Dem
Kontoinhaber droht die Inhaftierung. Damit ermöglicht das neue Gesetz
die Verfolgung von Dissidenten. Im August trat in Ägypten ein Gesetz
in Kraft, auf dessen Grundlage Webseiten blockiert werden können, die
von den entsprechenden Behörden als Bedrohung der nationalen
Sicherheit eingestuft werden. Der Menschenrechtsorganisation Amnesty
International zufolge erhält der Staat durch die beiden Gesetze die
nahezu vollständige Kontrolle über Print-, Online- und
Rundfunkmedien. Hinsichtlich Pressefreiheit rangierte Ägypten bislang
auf Platz 161 von 180 Ländern. Seit der Amtseinführung von Präsident
Al-Sisi im Jahr 2013 sollen 60.000 Menschen aus politischen Gründen
inhaftiert worden sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7868: Medizin und Gesundheitswesen - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Baden-Württemberg testet E-Rezept

Die Digitalisierung des Gesundheitswesen schreitet immer weiter
voran. Nach der elektronischen Gesundheitskarte (E-Card) soll jetzt
das elektronische Rezept (E-Rezept) auf den Weg gebracht werden. Wie
das Deutsche Ärzteblatt berichtete, wird in Baden-Württemberg bereits
das E-Rezept für gesetzlich Krankenversicherte im Rahmen des
telemedizinischen Modellprojekts "docdirekt" der Kassenärztlichen
Vereinigung Baden-Württemberg erprobt. Darauf haben Landesregierung,
Landesärztekammer und Apotheker hingewiesen. Dafür sollen
Landesapothekerkammer und Landesapothekerverband einen "Fachdienst
Rezeptspeicher" mit dem Namen "Gerda" (Geschützter E-Rezept-Dienst
der Apotheken) einrichten. Ärzte sollen durch definierte
Schnittstellen Ärzte verschlüsselte Rezepte auf Rezeptspeicher
ablegen können. In welcher Apotheke ein solches Rezept eingelöst
wird, soll von den Patienten frei entschieden werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7896: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Gnadenfrist für Grizzlybären in Idaho und Wyoming

An diesem Wochenende hätte in den US-Bundesstaaten Idaho und Wyoming
die seit 40 Jahren erste Jagd auf Grizzlybären starten sollen. 23
Bären im Yellowstone-Park und seiner Umgebung waren zum Abschuß
freigegeben worden. Die Bären dürfen mindestens zwei Wochen länger
leben, weil ein Bezirksgericht in Montana der Klage von Wildschützern
und Indianern gegen den "US Fish and Wildlife Service" aus dem
vergangenen Jahr stattgeben hat. Dieser hatte den Schutz von rund 700
Grizzlybären mit der Begründung aufgehoben, in dem fraglichen Gebiet
sei ihr Bestand nicht mehr bedroht. Den Klägern zufolge hat es
aufgrund des Klimawandels und des Rückgangs der Nahrungsquellen für
die Bären unter diesen eine hohe Todesrate gegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7820: Sprache, Kunst und Medium - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Die musikalische Klassik-Branche geht eigene Wege

Nach dem unrühmlichen Ende der Echo-Musikpreise hat sich die
Klassik-Sparte dafür entschieden, sich auf eigene Füße zu stellen.

Wie der neugegründete Verein zur Förderung der Klassischen Musik und
ihrer Protagonisten gegenüber dem Deutschlandfunk Kultur mitteilte,
soll der neue Preis "Opus Klassik" am 14. Oktober zum ersten Mal in
Berlin verliehen werden.

Damit macht sich die Sparte unabhängig vom Bundesverband
Musikindustrie/BVM, der bis zuletzt für den Echo in den Sparten Pop,
Jazz und Klassik verantwortlich war.

Träger sind unter anderem die Musikkonzerne Deutsche Grammophon, Sony
Music und Warner Music sowie unabhängige Platten-Label, Verlage und
Konzertveranstalter.

Das ZDF wird die Preisgala mit deren Stars und musikalischen Talenten
aus dem Berliner Konzerthaus am selben Abend ausstrahlen, wie der neue
Verein zur Förderung der Klassischen Musik als Veranstalter mitteilte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7886: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Neuer Oberbefehlshaber der NATO-Truppen in Afghanistan

Der amerikanische General Austin Scott Miller hat am Sonntag von John
Nicholson das Oberkommando über die amerikanischen Streitkräfte in
Afghanistan und die dort stationierten NATO-Truppen übernommen. In
Kabul sprach Miller sinngemäß von bevorstehenden folgenschweren
Entscheidungen und der Notwendigkeit, den militärischen Druck zu
erhöhen, um eine politische Aussöhnung mit dem Gegner
herbeizuzwingen. Die USA haben am Hindukusch rund 14.000 Soldaten
stehen. Sie treten als Militärberater der afghanischen Streitkräfte
und der örtlichen Polizei auf und führen Luftangriffe und
Kampfeinsätze gegen Taliban und andere Milizen durch. Die
NATO-Mission Resolute Support kommt auf insgesamt rund 16.000
Soldaten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7900: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Robert Habeck hat sich aus Kiel verabschiedet

Schleswig-Holsteins bisheriger Minister für Energiewende, Umwelt,
Digitalisierung und Landwirtschaft und stellvertretender
Ministerpräsident Robert Habeck hat sich aus Kiel verabschiedet. Der
48jährige Politiker hat nach seiner Wahl zum Parteivorsitzenden der
Grünen und einer mehrmonatigen Übergangszeit sein Amt aufgegeben.
Seit dem Wochenende widmet er sich zusammen mit der Co-Vorsitzenden
Annalena Baerbock allein der Bundespolitik. Habecks Nachfolge hat
der 35jährige ehemalige Europaabgeordnete Jan Philipp Albrecht
angetreten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7870: Tragisches und Kurioses - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Torwart stirbt nach Blitzschlag auf dem Fußballfeld

Während einer Pokalbegegnung zwischen dem Club Spiesheim und der SG
Niederwiesen wurde am Mittwoch kurz vor Ende der Partie der Torwart
der Gäste von einem Blitzschlag getroffen, der zum Herzstillstand
führte. Der 39 Jahre alte Sportler konnte jedoch reanimiert und in die
Universitätsklinik in Mainz gebracht werden. Dort wurde sein Zustand
nach anfänglicher Besserung laut SWR aktuell als kritisch, aber nicht
lebensgefährlich gewertet. Doch am Sonnabend verschlechterte sich der
Zustand des Patienten rapide, und er starb.

Jetzt muß geklärt werden, ob die Regeln des Deutschen Fußballbundes
(DFB) bei Gewittern eingehalten wurden. Demnach muß eine Begegnung
umgehend abgebrochen werden, wenn zwischen einem Blitz und dem
folgenden Donnerschlag weniger als zehn Sekunden liegen.
Möglicherweise kam das Gewitter in diesem Fall sozusagen aus heiterem
Himmel - also ohne Vorankündigung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7897: Arbeit, Soziales und Familie - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Seebrücke-Demonstrationen in Duisburg, Hamburg, Berlin und anderswo

In Duisburg haben am Samstag 800 Menschen auf einer Kundgebung
Unterstützung für die Seenotrettung von Flüchtlingen auf dem
Mittelmeer gefordert. Außerdem sollen Seenotretter nicht mehr
kriminalisiert und bei ihren Einsätzen behindert werden. Zu der
Demonstration hatte das Bündnis Seebrücke aufgerufen. Vertreter der
katholischen und evangelischen Kirche unterstützten den Kampf um
Humanität und Rettung von Leben. In Düsseldorf und in Köln fanden
ähnliche Kundgebungen statt. Am Sonntag nahmen in Hamburg rund 10.000
Menschen an einer Demonstration von Seebrücke teil. Der FC St. Pauli
hatte seine Fans aufgerufen, sich nach dem Spiel gegen 1. FC Köln dem
Marsch anzuschließen. Wie in Hamburg forderten in Berlin etwa 2500
Demonstranten, ihre Stadt zu einem sicheren Hafen für Flüchtlinge zu
machen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7879: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Frankreich verbietet fünf chemische Bienenkiller

Frankreich macht ernst. In unserem Nachbarland ist laut afp ein
Verbot bestimmter als bienenschädlich geltender Pestizide in Kraft
getreten. Fünf Neonikotinoide, die als für Bienen besonders schädlich
angesehen werden, dürfen seit dem 1. September nicht mehr als
Pflanzenschutzmittel genutzt werden. Damit geht die Pariser Regierung
weiter als die EU, die Ende April mit deutscher Zustimmung ein
weniger umfassendes Verbot beschlossen hatte. Bekanntlich gehören
Neonikotinoide zu den am meisten genutzten Pestiziden der Welt. Sie
werden vor allem auf Weinstöcken, Obstbäumen und Feldern verwendet.
Sie werden als verantwortlich für das Bienensterben angesehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7885: Märkte und Finanzen - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Ikea startet Test zum Rückkauf gebrauchter Möbel

Das schwedische Möbelhaus Ikea hat in fünf deutschen Niederlassungen
einen Test zum Rückkauf gebrauchter Möbel gestartet. Ikea-Kunden
erhalten für einwandfrei erhaltene Möbel bestimmter Typen
Warengutscheine im Wert von bis zu 50 Prozent des Neupreises. Die
gebrauchten Möbel bietet Ikea ohne Gewinnaufschlag in seiner
Fundgrube zum Wiedererwerb an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7902: Aus Forschung und Technik - 02.09.2018 (SB)




VOM TAGE



ISS-Besatzung auf Ursachensuche für Riß in Raumkapsel

Der Schreck sitzt bei den Verantwortlichen noch immer tief, als vor
ein paar Tagen ein Riß in einer an der Internationalen Raumstation
ISS angedockten Sojus-Raumkapsel entdeckt wurde. Dieser ist zwar
inzwischen abgedichtet worden, aber nun heißt es, die Ursache für das
Leck zu finden. Zur Auswahl stehen neben einem Mikrometeoriten, der
die Kapsel vielleicht getroffen hat, auch andere Möglichkeiten
wie beispielsweise Materialprobleme. So können Risse und Löcher auch
durch mechanische Beanspruchung im All entstehen. Oder bei der
Produktion der Kapsel auf der Erde sind irgendwelche Fehler
aufgetreten. Viel Raum für Spekulationen. Auf jeden Fall wurde der
zwei Millimeter große Riß dpa zufolge mit einem klebstoffgetränkten
Spezialtuch abgedichtet. Anschließend zeigten die Meßgeräte keinen
Druckabfall in der Raumstation mehr an.
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / REPORT





INTERVIEW/042: Pränataldiagnostik - der Methode geschuldet ...    Markus Dederich im Gespräch (SB)


Gespräch am 16. Juni 2018 in Essen



Bei der Jahrestagung 2018 des Netzwerks gegen Selektion durch
Pränataldiagnostik, die zum Thema "Was hat die
UN-Behindertenrechtskonvention mit Pränataldiagnostik zu tun?" vom 15.
bis 17. Juni in Essen stattfand, hielt Prof. Dr. Markus Dederich den
Vortrag "Monster, Krüppel, ExpertInnen in eigener Sache - zur
Geschichte des Behinderungsbegriffes". Er ist Professor für
Allgemeine Heilpädagogik an der Universität zu Köln mit den
Arbeitsschwerpunkten Pädagogische Anthropologie und Ethik, Inklusion
und Disability Studies sowie Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat des
Instituts für Mensch, Ethik, Wissenschaft (IMEW) in Berlin. Im
Anschluß an seinen Vortrag beantwortete er dem Schattenblick einige
Fragen.
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Markus Dederich

Foto: © 2018 by Schattenblick






Schattenblick (SB): Sie lehren Heilpädagogik an der Universität zu
Köln. Was hat Sie dazu bewogen, sich diesem Fachgebiet zuzuwenden?

Markus Dederich (MD): Das habe ich mich auch häufig gefragt. Ich
glaube, in der Tiefe hängt das damit zusammen, daß ich als Kind acht
Jahre in Brasilien gelebt habe. Das war für mich insofern eine
prägende Zeit, als so etwas wie Fremdheit, mit Menschen konfrontiert
zu werden, die anders aussehen, die anders sprechen, die anders leben,
die vielleicht teilweise auch anders fühlen, die von anderem
Temperament sind, nichts Ungewöhnliches war. Ich habe dort große Armut
gesehen, und daher rührt wohl auch mein Interesse an der Frage:
Gleichheit - Verschiedenheit, Vertrautheit - Fremdheit, Zugehörigkeit -
 Nichtzugehörigkeit, was verbindet Menschen trotz der Unterschiede und
was trennt Menschen trotz der Gemeinsamkeiten? Das ist der
biographische Hintergrund meines Interesses am Fachgebiet.

SB: Sie haben in Ihrem Vortrag angesprochen, daß in der Zeit der
Sklavenhaltung der Blick auf den "andersgearteten" Menschen in hohem
Maße von den Produktionsverhältnissen geprägt war. Inwieweit müßte man
diese Frage der ökonomischen Verwertung des Menschen auch bei der
Behindertenproblematik mit einbeziehen?

MD: Ich denke, das muß man auf jeden Fall mit einbeziehen. Es gibt ja
eine Reihe von Kolleginnen und Kollegen wie insbesondere Wolfgang
Jantzen, der früher an der Universität Bremen lehrte und das als
erster sehr konsequent gemacht hat. Er hat ein Verständnis von
Behinderung entwickelt, das darauf hinauslief zu sagen, Behinderung
sei "Arbeitskraft verminderter Güte". Menschen mit Behinderung leisten
im gesellschaftlichen Produktionsprozeß weniger als andere - so
lautete jedenfalls die weitverbreitete Überzeugung -, und genau das
definiert ihren Status. Ich glaube zwar nicht, daß man jeden Aspekt
der Erfahrung von Menschen mit Behinderungen daran festmachen kann,
halte das aber schon für einen ganz wesentlichen Faktor, wenn man
beispielsweise das durchschnittliche Einkommen von Menschen mit und
Menschen ohne Behinderung vergleicht. Ich habe in meinem Vortrag auf
das englische Wort "Disability" hingewiesen, weil im
englischsprachigen Diskurs sehr deutlich gemacht wird, daß es zum Teil
um ökonomische Kriterien geht, anhand derer Menschen betrachtet,
vermessen, bewertet und eingeordnet werden.

SB: Müßte man die Behindertenproblematik nicht noch viel stärker
anhand der sozialen Frage diskutieren, weil die Handlungsmöglichkeiten
in hohem Maße von den Lebenszusammenhängen bestimmt werden?

MD: Absolut. Man kann das überhaupt nicht voneinander trennen.
Natürlich haben z.B. sehbeeinträchtigte Menschen Probleme mit dem
Sehen und die Taubheit läßt sich auch als individuelle
Beeinträchtigung bestimmen. Aber man schneidet viel zu viel weg, wenn
man soziale und gesellschaftliche Faktoren ausblendet. Die muß man
immer mitdenken, und natürlich spielt auch die Politik eine große
Rolle.

SB: Sie gaben zu bedenken, daß es sehr schwer ist, aus heutiger Sicht
frühere Epochen angemessen zu beurteilen, weil man nicht weiß, wie die
Menschen damals gedacht, gefühlt, gelebt haben. Dennoch stellt sich
die Frage, ob behinderten Menschen zwar auch in früheren Zeiten das
Leben nicht leicht gemacht wurde, es aber möglicherweise soziale
Zusammenhänge gab, die sie stärker integrierten, als dies heute der
Fall ist.

MD: Ich bin kein Fachhistoriker, weshalb meine Aussagen mit der
entsprechenden Vorsicht bewertet werden müssen. Es gibt aber Hinweise,
und darüber hat auch Klaus Dörner geschrieben, daß es zumindest bei
bestimmten Behinderungen so zu sein scheint, daß beispielsweise im 17.
Jahrhundert in ländlichen Regionen ein Mensch mit Down-Syndrom, der
die Kindheit überstand, viele alltagsrelevante Tätigkeiten verrichten
konnte und sozial integriert und zugehörig war. Gemeinschaftsgefüge
waren ungeachtet aller Probleme stabiler, so daß diese Menschen besser
mitgenommen werden konnten. Heute gibt es soziale Gemeinschaften kaum
noch.

SB: Im NS-Staat kam es zu einer großen Welle der Vernichtung
sogenannten unwerten Lebens. Dies war jedoch von der Ideologie her
offenbar keineswegs ein Ausnahmefall. War es gewissermaßen
wissenschaftlicher Standard auch in anderen Ländern, die Rassefrage
aufzuwerfen?

MD: Das war definitiv der Fall. Diese eugenischen und
sozialdarwinistischen Denkmuster waren weit verbreitet. Die Idee,
Sterilisationsprogramme aufzulegen und in der Gesellschaft zu
implementieren, gab es praktisch in allen westlichen Ländern Europas
und in Nordamerika. Das wurde überall diskutiert und war in den
Wissenschaften hoch akzeptiert.

SB: Als nach dem Zweiten Weltkrieg die Psychiatrie ausgebaut wurde,
gab es neben personeller Kontinuität viele Elemente des alten Denkens,
die in dieser Institution fortbestanden.

MD: Über die Psychiatrie im engeren Sinn kann ich seriös nichts sagen,
da dies nicht mein Feld ist. Ich kann aber sehr wohl sagen, weil es
gut dokumentiert ist, daß es nach 1945 ein hohes Maß an Kontinuität in
vielen Institutionen gab. So war in den 1950er Jahren im
Bundesjustizministerium ein hohes Maß der Beschäftigten in den höheren
Rängen vordem in der NSDAP gewesen. Das galt auch für viele andere
Bereiche, etwa die deutsche Lehrerschaft und das System der
Behindertenhilfe. Dort waren bis in die 60er Jahre Leute tätig, die
Funktionen im NS-Staat hatten und sich später nicht radikal von der
eugenischen Ideologie distanziert haben.

SB: In den frühen 80er Jahren machte die deutsche Krüppelbewegung
diese politisch inkorrekte Bezeichnung für Menschen mit einer
Körperbehinderung zu ihrem Kampfbegriff. Welchen Sprachgebrauch würden
Sie heute für angemessen und sinnvoll erachten?

MD: Je nachdem, welches Publikum man vor sich hat, sollte man seine
Wortwahl bedenken. Wenn ich von "Idioten" oder "Krüppeln" spreche,
verwende ich sie als historische Begriffe, die in einer bestimmten
Phase der Geschichte gängig gewesen sind. Es gibt Studierende, die
dann große Augen machen, das moralisch bedenklich finden und von mir
fordern, ich müsse mich jedesmal wenn ich sie in meiner Vorlesung
verwende, explizit von ihnen distanzieren. Ich denke, es ist wichtig,
unmißverständlich zu sein und deutlich zu machen, wie ich das auch in
meinem Vortrag getan habe, in welchem Zusammenhang ich sie verwende.
Ich benutze sie auch deshalb als historische Begriffe, weil sie damals
zum Teil anders konnotiert waren als heute. Zum anderen sollten wir
meines Erachtens einen sehr behutsamen Umgang mit Begriffen pflegen,
weil diese häufig diskriminierend, abwertend Gruppen bildend sind. Ein
hohes Maß an sprachlicher Sensibilität ist wichtig.

Ich habe allerdings auch manchmal den Eindruck, daß der Sprachgebrauch
in eine Art politische Korrektheit kippt, wenn bestimmte Dinge gar
nicht mehr zur Sprache gebracht und benannt werden können oder sollen,
weil sie nicht in anerkannte Denkschemata oder politische
Bewertungsraster passen. Das finde ich mitunter schwierig. Es ist auf
jeden Fall ein Balanceakt, zu dem auch gehört, daß man immer sehr
sorgfältig unterscheiden muß, inwieweit man einen Begriff als einen
historischen oder beschreibenden benutzt, ob als moralisch
aufgeladenen oder wertenden Begriffs - das muß man einfach immer
berücksichtigen. Sprache ist definitiv ein sensibles Thema, gerade
wenn es um soziale Problemlagen geht.

SB: Welche Erfahrungen machen Sie als Hochschullehrer bei der
Vermittlung solcher Themenfelder, auf denen die Studierenden mit
existentiellen Problemen von Menschen mit einer Behinderung
konfrontiert werden?

MD: Wir bilden in erster Linie Sonderschullehrer aus, die alle eine
Affinität zu diesem Thema haben. Ich beobachte allerdings in der
Sonderpädagogik den Trend, daß eine historische und politische
Auseinandersetzung mit dem Thema sowie eine soziologische Reflexion
kaum noch stattfinden. Ich habe manchmal den Eindruck, daß eine Art
Technologisierung und teils auch Psychologisierung der Pädagogik
stattfindet, die ich sehr kritisch sehe.

SB: Könnte das damit zusammenhängen, daß der ursprünglich positiv
besetzte Begriff der Selbstverantwortung zunehmend als eine
Bezichtigung und Schuldzuweisung gegen den einzelnen gekehrt wird?

MD: Das ist definitiv so. Das Verständnis von Verantwortung hat sich
verändert. Mir ist unbehaglich dabei, weil eine politische Agenda
dahintersteckt, die mir nicht gefällt. Wenn jemand sagt, ich übernehme
die Verantwortung für das, was ich tue, kann ich dem nur zustimmen. So
muß es ja auch sein. Aber in der Kopplung mit dieser politischen
Agenda, derzufolge Menschen selbst dafür verantwortlich sind, wenn sie
sozial ungleich behandelt oder benachteiligt werden, finde ich das
schwierig.

SB: Früher war die Vorstellung, eine Veränderung der Verhältnisse
herbeizuführen, stets eine kollektive, und kaum jemand wäre auf den
Gedanken gekommen, daß er dies allein bewältigen müsse.

MD: Ich glaube, da hat sich auch einiges verändert. Ich erlebe meine
Studierenden nicht als unengagiert, aber sie sind meines Erachtens in
ihrem Denken und Handeln nicht so grundsätzlich wie es viele unserer
Generation gewesen sind. Sie sind heute pragmatischer orientiert und
engagieren sich eher mal hier und mal da punktuell und wechseln
häufiger die Felder.

SB: Wenn eine Frau in der Schwangerschaft mit der Prognose einer
mutmaßlichen Fehlbildung des Fetus konfrontiert wird, muß sie in sehr
kurzen Fristen eine Entscheidung zu treffen, die man selbst in einer
sehr viel längeren Bedenkzeit kaum abschließend klären könnte. Ist
diese Situation für einen Menschen allein lösbar?

MD: Für einen Menschen allein ist das ausgesprochen schwer. Es gibt
empirische Studien, die das in Form von Interviews untersucht haben.
Viele Frauen oder auch Paare, die das durchlebt haben, sagen ja auch,
daß Unterstützung, Gespräche, die Möglichkeit, seine Ängste und Sorgen
zu artikulieren, sehr wichtig sind. Der Zeitdruck ist natürlich ein
Problem, da ein möglicher Abbruch der Schwangerschaft um so riskanter
wird, je später er erfolgt. Heute sind Frühgeburten bereits ab der 20.
bis 22. Schwangerschaftswoche außerhalb des Mutterleibes lebensfähig.
Es sind ja nur ganz kurze Fristen gegeben. Und dieser Druck macht die
Problematik noch größer, als sie ohnehin schon ist. Neue Technologien
schaffen neue Handlungsoptionen und zugleich Entscheidungszwänge. Die
erweiterten Optionen werden gerühmt, doch dann kommt eine Diagnose,
und plötzlich finde ich mich in einen Entscheidungszwang
hineingestellt. An dieser Stelle kann von Selbstbestimmung im Grunde
keine Rede sein. Daraus gibt es kein Entkommen, es sei denn, man würde
den Einsatz der Technologien verbieten, was natürlich auch keine
Lösung wäre.

SB: Sie haben die Sicht auf Menschen mit einer Behinderung in Ihrem
Vortrag offenbar auch emotional berührt behandelt. Wenngleich es eine
wissenschaftliche Darstellung war, wirkte sie doch nicht wie die
trockene Abhandlung eines bloßen Sachverhalts.

MD: Das liegt daran, daß mich das Thema interessiert und berührt. Es
geht dabei um grundsätzliche Fragen. Ich ringe mit den Antworten,
weil es meines Erachtens um Probleme geht, für die es keine einfachen
Lösungen gibt. Für die Betroffenen ist das existentiell, und das haben
Sie wohl aus meinem Vortrag herausgehört. Außerdem mag ich lebensnahe
Wissenschaft lieber als eine allzu distanzierte, das spielt wohl auch
eine Rolle.

SB: Herr Dederich, vielen Dank für dieses Gespräch.


Berichte und Interviews zur Jahrestagung des Netzwerks gegen
Selektion durch Pränataldiagnostik im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → PANNWITZ → REPORT

BERICHT/026: Pränataldiagnostik - Test inbegriffen ... (SB)

BERICHT/027: Pränataldiagnostik - Bezichtigung und Schuldverschiebung ... (SB)

BERICHT/028: Pränataldiagnostik - damals wie heute ... (SB)

INTERVIEW/034: Pränataldiagnostik - der Wert zu leben ...    Silke Koppermann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/035: Pränataldiagnostik - Rechts- und Verhaltensentwicklung fragwürdig ...    Oliver Tolmein im Gespräch (SB)

INTERVIEW/036: Pränataldiagnostik - offen sprechen ...    Judith Hennemann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/037: Pränataldiagnostik - Behinderung als Kampfbegriff ...    Martina Puschke im Gespräch (SB)

INTERVIEW/038: Pränataldiagnostik - Verdaulichkeit und Wechselwert ...    Anne Leichtfuß im Gespräch (SB)

INTERVIEW/039: Pränataldiagnostik - Interessensausgleich und Wertebalance ...    Sigrid Graumann im Gespräch (SB)

INTERVIEW/040: Pränataldiagnostik - zum Gebrauch und zur Unterdrückung ...    Erika Feyerabend im Gespräch (SB)

INTERVIEW/041: Pränataldiagnostik - der große Unterschied ...    Kirsten Achtelik im Gespräch (SB)

2. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1742: Kanzlerin Merkel und der nigeranische Präsident Buhari, 31.08.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Abuja - Freitag, 31. August 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Präsidenten der
Bundesrepublik Nigeria, Muhammadu Buhari

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



P Buhari: Frau Bundeskanzlerin - meine sehr verehrten Damen und Herren -,
im Namen der Regierung und des Volkes der Bundesrepublik Nigeria bitte ich
Sie, die internationale Presse zu briefen, ebenso wie die offiziellen
Vertreter. Wir hatten einen kurzen, aber sehr aktiven Besuch der
Bundeskanzlerin, die gestern Abend hier eingetroffen ist und heute
Vormittag bei uns war. - Frau Bundeskanzlerin, Sie haben das Wort.

BK'in Merkel: Sehr geehrter Herr Präsident, lieber Muhammadu Buhari, ich
möchte mich ganz herzlich bei Ihnen und Ihrer ganzen Regierung für den
herzlichen Empfang bedanken. Wir haben uns zuletzt beim EU-Afrika-Gipfel im
November 2017 in Côte d'Ivoire gesehen, und 2016 waren Sie zu einem
Staatsbesuch in Deutschland. So sind unsere Kontakte in den letzten Jahren
doch sehr eng gewesen, und wir haben damit unsere Beziehungen auch
intensiviert. Das ist auch wichtig, denn Nigeria ist eines der wichtigsten
Länder in Afrika: Sie haben eine Bevölkerung von fast 200 Millionen
Menschen, Sie haben immer noch ein Bevölkerungswachstum. Gleichzeitig ist
Deutschland die größte Volkswirtschaft in der Europäischen Union. Insofern
ist es wichtig, dass wir gute Beziehungen miteinander entwickeln.

Wir haben deshalb über die Frage unserer Wirtschaftsbeziehungen gesprochen,
und das auch an einem Round Table. Ich möchte mich bei denen, die das von
nigerianischer Seite vorbereitet haben, sehr herzlich bedanken, weil wir
jetzt auch sehr klare Materialien von Ihnen bekommen haben, die
beschreiben, in welchen Gebieten Sie gerne zusammenarbeiten wollen.

Nigeria hat es geschafft, dass die Lebensmittel, die hier im Lande
gebraucht werden, auch hier produziert werden können, und deshalb ist für
Nigeria angesichts des Bevölkerungswachstums sehr wichtig, dass wir nicht
nur im Bereich der industriellen Produktion, sondern auch im Bereich der
Landwirtschaft eng zusammenarbeiten. Hierzu ist heute auch ein
interessantes MoU unterschrieben worden, nämlich eine Zusammenarbeit, die
dafür Sorge trägt, dass Kredite an landwirtschaftliche Unternehmen gegeben
werden können. Hier arbeiten die Zentralbank von Nigeria und Deutschland
zusammen.

Wir haben gleichzeitig ein MoU mit Volkswagen unterschrieben, um die
Autoherstellung in Nigeria zu beginnen. Auch das ist ein wichtiger Schritt,
der beispielgebend für viele weitere Möglichkeiten unserer
Wirtschaftskooperation steht.

Schon heute ist Nigeria aber ein wichtiger Handelspartner für Deutschland,
und umgekehrt. Es ist unser zweitgrößter Handelspartner in 
Subsahara-Afrika, und wir können gerade im Energiebereich noch sehr vieles tun.

Klar ist: Unsere Entwicklungszusammenarbeit muss sich in Zukunft sozusagen
noch etwas enger an die Wirtschaftszusammenarbeit anpassen. Wir müssen
gerade im Bereich der Berufsausbildung sehr viel tun. Der Präsident hat
darauf hingewiesen: 60 Prozent der Menschen, die in Nigeria leben, sind
unter 30 Jahre alt. Das bedeutet, Nigeria ist ein junges Land, ein Land mit
vielen Ambitionen. Wir waren uns einig, dass gerade auch das Thema der
Schleuserkriminalität und der illegalen Migration nur dann bewältigt werden
kann, wenn gleichzeitig auch eine wirtschaftliche Perspektive für die
jungen Menschen vorhanden ist.

Ich möchte mich für das, was wir in der Zusammenarbeit bei der Migration
schon geschafft haben, bedanken. Es liegt noch Einiges an Aufgaben vor uns.
Aber das muss dann eben auch mit legalen Möglichkeiten des Austausches Hand
in Hand gehen, und daran werden wir weiter arbeiten.

Nigeria hat vielfältige Herausforderungen im Blick auf die Sicherheit zu
bewältigen. Ich möchte der Regierung Nigerias auch sagen, dass Sie hierbei
schon Einiges erreicht haben, gerade im Kampf gegen Boko Haram.

Weil wir wissen, dass Sicherheit und soziale Entwicklung zusammenhängen,
sind wir auch sehr stolz darauf, dass wir nächste Woche gemeinsam Gastgeber
einer Tschadsee-Konferenz sein werden, bei der es eben auch um die Zukunft
der Millionen Menschen in der Tschad-Region geht. Deutschland und Nigeria
sind gemeinsame Gastgeber. Die Veranstaltung wird auf der
Außenministerebene in Deutschland stattfinden. Ich freue mich, dass die
Ministerin dann zu uns nach Deutschland kommen wird.

Wir haben, um noch einmal auf die Studienmöglichkeiten zurückzukommen,
heute schon insgesamt 1200 nigerianische Studenten in Deutschland. Ich sage
zu, dass wir das im Rahmen unserer Gespräche natürlich auch noch vergrößern
könnten.

Präsident Buhari ist auch Vorsitzender der ECOWAS. Die ECOWAS ist der
Zusammenschluss der westafrikanischen Länder. Ich habe heute das
Hauptquartier besucht und möchte auch dafür danken, dass die Gruppe der
westafrikanischen Länder diese Probleme grenzübergreifend löst, sei es die
Wahl in Mali oder seien es die politischen Probleme in Togo. Hierbei spielt
ECOWAS eine sehr große Rolle. Deshalb beglückwünsche ich Sie noch einmal zu
dem Vorsitz bei ECOWAS.

Nigeria steht jetzt vor Wahlen. Wir freuen uns, dass der Präsident gesagt
hat, dass diese Wahlen sicher und fair ablaufen sollen. Wir setzen darauf,
dass dies auch genau so passiert. Denn die Jugend wird nur dann Vertrauen
in ihr eigenes Land haben, wenn gerade auch die politischen Prozesse
transparent, ohne Korruption, frei und fair ablaufen. Deshalb ist das ein
ganz wichtiger Bereich einer "good governance", den die jungen Menschen
insbesondere von ihrem Land, von ihrer Heimat erwarten.

Danke schön für die Gespräche, die wir führen konnten, und danke schön für
die Begegnung.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Merkel. Nigeria ist die Endstation Ihrer
Westafrikareise. Sie haben gesagt: Es ist wichtig, sich besser
kennenzulernen; jedes Land ist anders. Was haben Sie in den letzten drei
Tagen gelernt? Was ist Ihre Bilanz dieser Reise?

BK'in Merkel: In der Tat ist jedes Land anders. Ich habe aber auch einige
gemeinsame Dinge noch einmal bestätigt bekommen; sagen wir es einmal so.
Jedes afrikanische Land - das habe ich heute in Nigeria wieder gesehen -
hat sehr klare Vorstellungen von der eigenen Zukunft. Das hat man schon bei
den Materialien bezüglich der Erwartungen, mit wem man auf welchem Feld gut
zusammenarbeiten kann, gesehen, die uns heute übergeben wurden.

Was ich erlebt habe, ist, dass sowohl Senegal als auch Ghana wie auch
Nigeria offene Partner sind. Sie wollen mit allen auf der Welt Handel und
Wandel treiben. Wir sind dabei natürlich in einem Wettbewerb mit anderen
Ländern. Ich konnte das auf den Materialien genau sehen: Wir waren nicht
für alle Felder als geeignet eingestuft, sondern man hat sich die Stärken
Deutschlands sehr klar herausgesucht.

Wir konnten aber an dem Beispiel auch darstellen, dass unsere
Wirtschaftsstruktur eine sehr andere ist als die, die wir hier kennen.
Deshalb hat man heute an dem Round Table der Wirtschaft auch sehr stark
über mittelständische Unternehmen, über Familienunternehmen gesprochen,
über Unternehmen, die schon sechs Generationen lang in einer Hand sind. Das
könnte auch ein interessantes Modell für afrikanische Länder sein.
Jedenfalls ist das hier in Nigeria auf sehr viel Zustimmung gestoßen. Denn
die Frage der großen Bedeutung der Familie auf der einen Seite und der
Selbstständigkeit auf der anderen Seite spielt hier zunehmend eine Rolle.

Ich habe gesehen, dass es eine Jugend gibt, die fordernd ist, die möchte,
dass sie eine Zukunft im eigenen Land hat, und ich habe gesehen, dass alle
Länder, die ich bereisen durfte, sich entsprechend ihrer wirtschaftlichen
Entwicklungspläne auch bewusst sind, dass dies mit guter, transparenter
Regierungsführung und mit verlässlichen Rahmenbedingungen einhergehen muss.
Auch darüber haben wir heute in Nigeria gesprochen. Die verlässlichen
Rahmenbedingungen sind das A und O für deutsche Investitionen in diese
Länder. Aber ich glaube, gerade mit Nigeria haben wir da heute einen guten
Schritt voran gemacht.

Frage : Frau Bundeskanzlerin, haben Sie heute konkrete Zusagen des
Präsidenten für eine Rückführung oder eine bessere Rückführung der bis zu
30 000 in Deutschland lebendenden Nigerianer erhalten, die einen
ablehnenden Asylbescheid erhalten haben?

Die zweite Frage an Sie, weil wir kurz vor dem Rückflug sind: Die 
EU-Kommission möchte die Zeitumstellung abschaffen. Würden Sie sich dem
Vorschlag anschließen?

Herr Buhari, was sind für Sie die größten Hürden bei der Rückführung von
abgelehnten nigerianischen Asylbewerbern aus Deutschland in ihre Heimat?

BK'in Merkel: Wir hatten im Vorfeld dieses Besuchs schon eine ganze Reihe
von Gesprächen über die Frage, wie wir im Sinne einer Win-win-Situation
auch mit denjenigen umgehen können, die nicht legal nach Deutschland
gekommen sind, die als Asylbewerber abgelehnt wurden und die unser Land
dementsprechend auch wieder verlassen müssen. Aber dies kann nur geschehen,
und darüber waren wir uns einig, im Geiste einer Win-win-Situation. Deshalb
haben wir auch vereinbart, dass die Gespräche weitergehen, weil wir dann
auch daran arbeiten müssen, wie wir legale Möglichkeiten des Austausches
noch verbessern können. Ich habe von den 1200 Studenten gesprochen.

Wir werden aber auch schauen, ob wir hier im Land etwas machen können. Auf
jeden Fall gibt es ja auch hier im Land eine breite Diskussion, und wir
werden auch hier wie in anderen Ländern auf die Gefahren hinweisen, die
Menschen drohen, die ihr Land verlassen und damit oft ihr eigenes Leben in
Gefahr bringen. Vieles von dem, was über Europa, über Deutschland gesagt
wird, entspricht nicht der Wahrheit, und auch das werden wir dann noch
intensiver diskutieren.

Ich weiß gar nicht, ob sich Nigeria bewusst ist, welch zentrales Problem
die Menschen in Europa haben. Aber eine große Online-Umfrage der
Europäischen Kommission betraf die Frage, ob wir im Sommer und im Winter
die gleiche Zeit haben sollten oder ob wir an der Zeitumstellung
festhalten. Wir verschieben zwischen Winter und Sommer sozusagen einfach
die Stundenzahl um eine Stunde. Jetzt hat eine große Zahl Menschen daran
teilgenommen - so viele Menschen haben sich in Europa noch nie an einer
Online-Abstimmung beteiligt -, und die überwältigende Mehrheit hat gesagt:
Wir wollen die sogenannte Sommerzeit, also die, die jetzt gerade gilt -
eine Stunde Unterschied zu Nigeria -, beibehalten. Ich freue mich, wenn die
Kommission dieses Votum ernst nimmt. Wenn man es so gemacht hat, dann
sollte vielleicht auch etwas daraus folgen. Ich persönlich hätte dafür
jedenfalls eine sehr hohe Priorität.

P Buhari: Ich werde gerne versuchen, Ihre Frage zu beantworten. Zunächst
möchte ich sagen, dass ich dagegen bin, dass Nigerianer auf illegalem Wege
in andere Länder ausreisen und Nigeria verlassen. Aber ich gehe davon aus,
dass Sie ja wissen, dass das Protokoll der ECOWAS auf dem Gebiet der ECOWAS
auch Personenfreizügigkeit vorsieht, ebenso wie Güterfreizügigkeit. Jene,
die nach Europa reisen, sind ja allerdings nicht diesem Bereich
zuzuschlagen. Ich spreche von Menschen, die sich in die Wüste begeben, die
sich in die Gefahr des Übergangs über das Mittelmeer begeben, um dann in
andere Länder zu reisen. Wir sind nicht für irgendeine Form der illegalen
Ausreise auf diese Art.

Ich darf Sie auch daran erinnern, dass wir vor etwa sechs Wochen 3000
Nigerianer und Nigerianerinnen zurückgeführt haben, die in Libyen festsaßen
und auf dem Weg, - sozusagen en route - nach Europa waren. Das hat man ja
auch in der Zeitung lesen können. Das wurde auch in den Fernsehprogrammen
gezeigt. So viele Menschen, auch Nigerianer, haben ihr Leben bei dem
Versuch gegeben, das Mittelmeer zu überqueren.

Es ist sehr klar, wie wir dazu stehen: Wir sind gegen jede Form der
illegalen Migration. Wir werden in Bezug auf jeden, der glaubt, dass sich
sein Land nicht um ihn kümmert, dass es ihm nicht genug Chancen bietet, die
ihm oder ihr eigentlich zustehen, der sich dann in die Wüste oder in die
Gefahr der Meeresüberquerung begibt, auch wenn er dann in Libyen auf dem
Weg zu seinem Endziel festsitzt, dafür sorgen, dass er oder sie zurückkehrt
und zurückkehren kann. Dafür sind wir als seine Regierung zuständig.

Frage: Ich habe eine Frage an die Bundeskanzlerin: Was wird Deutschland
tun, um Nigeria und anderen Ländern dabei zu helfen, Lösungen für die
eigene Bevölkerung zu finden?

BK'in Merkel: Deutschland tut sehr spezifisch etwas. Wir haben mit sehr
vielen afrikanischen Ländern eine Entwicklungszusammenarbeit. Diese
Zusammenarbeit funktioniert so, dass wir alle zwei Jahre mit den Ländern
Verträge darüber aushandeln und schließen, welche Projekte im Rahmen eines
bestimmten finanziellen Volumens in Angriff genommen werden.

Dann gibt es für jedes Land bestimmte Schwerpunkte. Wir haben zum Beispiel
in Ghana den Schwerpunkt, dass wir uns um die Entwicklung der
Landwirtschaft kümmern und dass wir dort dann auch junge Menschen
ausbilden. Der Entwicklungsminister war gestern zum Beispiel in Ghana mit
und hat dort ganz spezifische Verträge darüber abgeschlossen, wie viele
Techniker wir ausbilden, wie viele Menschen, die für Tierzucht geeignet
sind, wir ausbilden. Wir haben zum Beispiel im Senegal ein Projekt in Bezug
darauf abgeschlossen, wie wir Dörfer im ländlichen Bereich mit Solarenergie
versorgen können. Heute haben wir hier etwas abgeschlossen, bei dem es um
Kredite und Krediterleichterungen für Bauern geht, die sich selbst nie
einen Kredit leisten könnten. Wir werden diese Arbeit auch ausbauen.

Was Nigeria angeht, lag der Schwerpunkt bis jetzt nicht so stark auf der
Landwirtschaft, sondern wir haben uns mehr mit der industriellen
Entwicklung beschäftigt. Wir versuchen, Menschen zu helfen, wenn sie in die
Selbstständigkeit gehen wollen, wenn sie ein eigenes Unternehmen gründen
wollen. Aber auch da übernehmen wir Berufsausbildung. Wir haben uns auch
mit der Energiefrage beschäftigt, nämlich damit, wie man Energie
effizienter einsetzen kann, wie man den Übergang zur Solarenergie schaffen
kann. Das versuchen wir dann auch mit Investitionen zu kombinieren, die
unsere eigene Wirtschaft hier tätigt.

Das heißt also, jedes Land kann sich auch aussuchen, in welchem Bereich es
mit uns zusammenarbeiten wird. Aber die Schwerpunkte sind Berufsausbildung,
Energie, Unterstützung der gesamten Bildungsarbeit und eben - je nach Land -
 auch landwirtschaftliche Entwicklung.

Wir haben eine sehr kompetente Organisation, die das umsetzt. Das ist die
GIZ, die Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit. Es sind allein 45
Menschen aus Deutschland und insgesamt 300 Menschen, also auch sehr viele
lokale Beschäftige, hier in Nigeria tätig, um diese Projekte dann alle im
Einzelnen umzusetzen und sie auch nachzuverfolgen. Falls Sie über das
hinaus, was ich jetzt sagen kann, noch Interesse haben, können Sie sich
sicherlich auch einmal bei der GIZ melden, um diese Projekte dann auch
näher kennenzulernen.

Frage: Meine Frage bezieht sich auf Lösungen im Energiebereich. Wie
beteiligt sich Deutschland an der verstärkten Nutzung von erneuerbaren
Energiequellen für die Elektrizitätsversorgung?

BK'in Merkel: Wir werden erst einmal schauen. Es gibt zum Beispiel ein
Projekt, das heute leider noch nicht fertig war, aber bei dem wir in einer
Zuckerfabrik die gesamte elektrische Produktion von der klassischen
elektrischen Produktion auf Bioabfälle umstellen könnten und damit also
eine erneuerbare Energieform finden würden. Wir haben heute sehr gute
Unternehmer dabei, die Angebote im Bereich der Solarenergie und natürlich
auch der Windenergie machen können.

Worauf wir auch sehr viel Wert legen, ist, dass wir effiziente
Übertragungssysteme haben. Das ist jetzt keine Energie im eigentlichen
Sinne, aber wir haben zum Beispiel ein Unternehmen - davon habe ich dem
Präsidenten berichtet, und da wird es auch Kontakte geben -, das Lecks in
Wasserleitungen identifizieren kann. Heutzutage gibt es einen sehr großen
Verlust von Wasser zwischen dem Ort, von dem es herkommt, und dem Ort des
Konsumenten. Diese Wasserverluste erhöhen im Grunde den Wasserpreis. So
arbeiten wir in den verschiedensten Bereichen miteinander zusammen.

Gerade bezüglich der Energie ist Deutschland bereit, auch noch sehr viel
mehr zu tun. Siemens hat zum Beispiel davon gesprochen, dass die Firma in
Ägypten ein sehr großes und sehr effizientes Gaskraftwerk mit einer
gleichzeitigen Berufsausbildung für die jungen Ägypter gebaut hat. Ich habe
es selbst mit eingeweiht. Siemens hat heute auch Präsident Buhari
angeboten, dass ein solches Projekt natürlich auch in Nigeria entstehen
könnte, und darüber werden wir weiter reden.

Freitag, 31. August 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1741: Regierungspressekonferenz vom 31. August 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 31. August 2018

Regierungspressekonferenz vom 31. August 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Zukunftsgespräch der
Sozialpartner, Empfang des Präsidenten der Europäischen Kommission,
Teilnahme an einer Veranstaltung der Deutschen Börse AG zur Zukunft des
Finanzplatzes Deutschland in Europa, Kabinettssitzung, Empfang des
Ministerpräsidenten der Tschechischen Republik, Gespräch mit Lehrerinnen
und Lehrern zum Thema schulischer Integration, Bundeswettbewerb "Jugend
forscht", Empfang des japanischen Außenministers, Deutsch-Katarische
Wirtschaftskonferenz), bevorstehende Reise des Außenministers in die
Türkei, Debatte um Abschaffung der Sommerzeit, in der Türkei inhaftierte
deutsche Staatsbürger, bayerisches Familiengeld, Ereignisse in Chemnitz,
Reise der Bundeskanzlerin sowie des Bundesentwicklungsministers nach
Afrika, Besuch des Bundestagsabgeordneten Martin Schulz bei dem in Haft
befindlichen Lula da Silva, Handelspolitik zwischen der EU und den USA,
Fall Sami A., Flüchtlingskosten, Reise einer AfD-Besuchergruppe zur
Gedenkstätte Sachsenhausen, Finanzsituation in Argentinien, Zuspitzung der
Lage im Nordwesten Syriens


Sprecher: SRSin Demmer, Adebahr (AA), Modes (BMWi), Ehrentraut
(BMAS), Neymanns (BMI), Mänz (BMZ), Fehling (BMF)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Wie immer möchte ich Sie über die öffentlichen Termine der
Bundeskanzlerin informieren.

Am Montag, den 3. September, hat die Bundeskanzlerin die Sozialpartner zum
9. Zukunftsgespräch nach Schloss Meseberg eingeladen. In diesem Jahr werden
sich die Gesprächspartner mit den Anforderungen beschäftigen, die sich
durch die Digitalisierung der Arbeitswelt für die soziale Marktwirtschaft
und die Sozialpartner ergeben. Im Mittelpunkt stehen neue Formen der
Erwerbstätigkeit im Zeitalter der Digitalisierung. Ein weiteres Thema wird
die wachsende Bedeutung von Weiterbildung sein. Ziel ist es, gemeinsam eine
Antwort auf den digitalen Wandel in der Arbeitswelt zu finden, die dann
auch in eine Nationale Weiterbildungsstrategie einfließen soll.

Seitens der Bundesregierung werden neben der Bundeskanzlerin und dem
Bundesfinanzminister Olaf Scholz die Bundesministerinnen und -minister
Altmaier, Heil, Giffey, Spahn, Scheuer, Karliczek und Braun teilnehmen.
Seitens der Sozialpartner werden die Präsidenten von BDI, BDA, DIHK und ZDH
dabei sein, sowie die Vorsitzenden der Gewerkschaften DGB, IG Metall,
ver.di, IG BCE und dbb.

Die Veranstaltung wird um 15 Uhr mit einem Pressestatement der
Bundeskanzlerin und des Bundesfinanzministers beginnen. Gegen 18.20 Uhr
wird es eine abschließende Pressekonferenz geben, an der die
Bundeskanzlerin, der Bundesfinanzminister sowie der DGB-Vorsitzende
Hoffmann und der BDI-Präsident Kempf teilnehmen werden.

Am Dienstag zwischen 12 Uhr und 13.30 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin den
Präsidenten der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, im
Bundeskanzleramt. Das Gespräch dient einem weiteren Meinungsaustausch über
aktuelle europapolitische Fragen.

Ebenfalls am Dienstag nimmt die Bundeskanzlerin an einer Veranstaltung der
Deutschen Börse AG in Frankfurt am Main teil. Die Veranstaltung steht unter
dem Titel "Die Zukunft des Finanzplatzes Deutschland in Europa". Die
Kanzlerin wird gegen 19.20 Uhr eine kurze Rede halten und danach an einem
Podiumsgespräch teilnehmen.

Am Mittwoch tagt wie immer um 9.30 Uhr das Kabinett unter Leitung der
Bundeskanzlerin.

Um 12.30 Uhr wird sie den Ministerpräsidenten der Tschechischen Republik,
Andrej Babis, mit militärischen Ehren im Bundeskanzleramt empfangen. Im
Rahmen einer gemeinsamen Unterredung werden sie die deutsch-tschechischen
Beziehungen sowie weitere außen- und europapolitische Themen erörtern. Um
13.45 Uhr gibt es eine gemeinsame Pressekonferenz

Am Mittwochnachmittag gegen 15 Uhr führt die Bundeskanzlerin ein Gespräch
mit 50 Lehrerinnen und Lehrern zum Thema der schulischen Integration. Der
Termin geht auf eine Zusage der Bundeskanzlerin zurück, die sie in der 
ZDF-Sendung "Klartext" am 14. September 2017 gemacht hat. Dort ist die
Kanzlerin auf die Frage einer Leiterin einer Grundschule in Frankfurt am
Main eingegangen und hat deswegen 50 Lehrkräfte zu einem Brainstorming zum
Thema schulischer Integration eingeladen. Es soll ein offener Austausch mit
den Lehrkräften über aktuelle Herausforderungen und konkrete Problemlagen
an Schulen sein. Dabei wird es natürlich um Themen wie gesellschaftliche
Integration an Schulen, Wertevermittlung sowie die Verhinderung von Gewalt
und Diskriminierung an Schulen gehen. Anhand erfolgreicher Beispiele für
Schulkonzepte und Unterstützungsansätze sollen zudem konkrete
Handlungsoptionen und Empfehlungen diskutiert werden. An dem Gespräch
nehmen seitens der Bundesregierung Bundesbildungsministerin Karliczek,
Bundesfamilienministerin Giffey, Kanzleramtsminister Braun und
Staatsministerin Widmann-Mauz teil. Von Länderseite werden die Berliner
Schulsenatorin Scheeres, der Hessische Kultusminister Lorz und 
KMK-Präsident Holter teilnehmen.

Am Donnerstag empfängt die Bundeskanzlerin 61 Preisträgerinnen und
Preisträger des 53. Bundeswettbewerbs "Jugend forscht" um 11 Uhr im
Bundeskanzleramt. Sie wird nach ihrer Begrüßungsrede den mit 3000 Euro
dotierten Preis der Bundeskanzlerin für die originellste Arbeit
überreichen. Preisträger in diesem Jahr ist ein Geschwisterpaar aus Fulda.
Anna, 16 Jahre, und Adrian Fleck, 20 Jahre, haben einen speziellen
Gelenkschutz aus flüssiger Speisestärke entwickelt. Er soll Gelenke, Rücken
und Schultern bei Stürzen, zum Beispiel beim Inlineskating und im
Motorsport, schützen. Denn die Flüssigkeit, die sie aus der Speisestärke
entwickelt haben, erstarrt bei hoher Krafteinwirkung.

Mehr als 12 junge Forscherinnen und Forscher hatten sich mit über 6500
Projekten bundesweit für diesen Wettbewerb angemeldet. Die Einladung aller
Bundessieger und Platzierten - das sind die zweiten bis fünften Preise -
ins Bundeskanzleramt gehört seit 1981 zur Tradition des Wettbewerbs.
Forschungsministerin Anja Karliczek wird ebenfalls an der Veranstaltung
teilnehmen.

Im Anschluss an den Empfang gibt es eine Liveschaltung auf die
Internationale Raumstation ISS zum deutschen Astronauten Alexander Gerst.

Immer noch am Donnerstag empfängt die Kanzlerin den japanischen
Außenminister Taro Kono um 13.00 Uhr zu einem Höflichkeitsbesuch im
Bundeskanzleramt. Im Mittelpunkt des Gesprächs werden die engen bilateralen
Beziehungen zwischen Deutschland und Japan sowie die Themen Wirtschaft und
Handel und die regionalpolitischen Entwicklungen in Asien stehen.

Wir sind immer noch nicht durch; es kommt noch der Freitag. Um 10 Uhr wird
die Kanzlerin gemeinsam mit dem Emir von Katar, Al Thani, die 
Deutsch-Katarische Wirtschaftskonferenz im Berliner Maritim-Hotel eröffnen. Am
Rande der Konferenz kommt sie um etwa 10.30 Uhr mit dem Emir zu einem
Gespräch zusammen. In der gemeinsamen Unterredung werden die bilateralen
Beziehungen, Wirtschaftsthemen sowie aktuelle Entwicklungen in der Region
im Mittelpunkt stehen.

Adebahr: Ich möchte Ihnen ankündigen, dass Außenminister Maas am kommenden
Mittwoch und Donnerstag in die Türkei reisen wird. Es wird sein
Antrittsbesuch in der Türkei sein. Dort sind politische Gespräche geplant,
unter anderem mit dem türkischen Außenminister, Herrn Çavusoglu. Sicherlich
soll eine ganze Reihe von Themen besprochen werden, bilaterale und auch
internationale Fragen. Auch die Entwicklung in Syrien wird sicherlich zur
Sprache kommen.

Von Ankara aus geht es noch nach Istanbul. Dort werden am Donnerstag beide
Außenminister gemeinsam die deutsche Schule, das Lisesi Alman, besuchen,
die in diesem Jahr ihr 150-jähriges Jubiläum feiert.

Frage: Wird bei dem Gespräch mit Herrn Juncker auch das Thema Sommerzeit
eine Rolle spielen, nachdem Herr Juncker jetzt angekündigt hat, dass er es
schnell umsetzen will? Was hält die Bundeskanzlerin davon?

SRSin Demmer: Dem Gespräch kann ich natürlich nicht vorgreifen. Die
Bundesregierung hat das Ergebnis der von der EU-Kommission geführten
Umfrage zur Kenntnis genommen und begrüßt die aktive Beteiligung der
Bürgerinnen und Bürger an diesem Thema. Aber wir warten jetzt erst einmal
auf die konkreten Vorschläge der EU-Kommission und werden sie prüfen,
sobald sie uns vorliegen.

Zusatzfrage: Haben Sie auch Vorstellungen, wie schnell so etwas umgesetzt
werden könnte?

SRSin Demmer: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Gibt es seitens der Bundesregierung Grundlinien in Hinblick auf eine
solche Umstellung? Wäre es, um ein Beispiel zu nennen, für die
Bundesregierung akzeptabel, wenn die Länder in Europa unterschiedliche
Zeiten hätten, wenn es also jedem Land überlassen würde, wie es sich
verhält?

SRSin Demmer: Die Richtlinie gilt europaweit. Wenn sie geändert werden
sollte, müsste die Europäische Kommission einen Vorschlag vorlegen, über
den der Rat und das EP beraten würden.

Frage: Hat die Bundesregierung - das Thema ressortiert, meine ich, im
Wirtschaftsministerium - Vorstellungen, wie man optieren würde, wenn sich
Deutschland auf Sommer- oder Winterzeit festlegen müsste?

SRSin Demmer: Ich würde erst einmal abwarten, bis die Vorschläge der
Kommission vorliegen. Dann werden wir uns positionieren.

Modes: Genau. Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Hat man im Wirtschaftsministerium Vorstellungen, ob eine Umstellung
irgendeinen Einfluss auf das Wirtschaftswachstum oder Ähnliches haben
könnte?

Modes: Ich müsste prüfen, ob wir dazu Zahlen haben. Das kann ich gern
nachfragen.

Frage: Frau Demmer, wird die Kanzlerin mit Herrn Juncker auch über seinen
Nachfolger, Herrn Weber, reden?

SRSin Demmer: Sie werden schon erwartet haben, was ich jetzt sage: Ich kann
den Gesprächen nicht vorgreifen.

Zusatzfrage: Anders gefragt: Man kann heute überall lesen, dass die
Kanzlerin die Kandidatur von Weber unterstützen wird. Können Sie das
bestätigen?

SRSin Demmer: Die Kanzlerin selbst hat sich dazu geäußert. Sie kennen die
Aussagen. Es gibt keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Aber das war ja letzte Woche.

SRSin Demmer: Genau, und von mir hören Sie jetzt: Dazu gibt es keinen neuen
Stand.

Frage: Ich möchte Sie, Frau Demmer, bitten, etwas Näheres zu dem Treffen
mit dem tschechischen Ministerpräsidenten zu sagen, besonders was das Ziel
dieses Treffens aus Sicht der Bundeskanzlerin angeht.

SRSin Demmer: Auch hierzu muss ich wieder sagen: Ich kann den Gesprächen
nicht vorgreifen. Es geht natürlich um die deutsch-tschechischen
Beziehungen. Es wird natürlich auch ein Gespräch in Erinnerung der
historischen Ereignisse der vergangenen Jahrzehnte seit dem Fall des
Eisernen Vorhangs sein. Über Details kann ich Ihnen jetzt noch keine
Auskunft geben. Danach wird es eine Pressekonferenz geben.

Zusatzfrag: Ist die Kanzlerin immer noch der Meinung, dass auch Tschechien
Flüchtlinge aufnehmen soll?

SRSin Demmer: Sie kennen die Haltung der Bundeskanzlerin in der
Migrationsfrage. Es gilt, dafür eine gesamteuropäische Lösung zu finden.
Auch das wird Thema in dem Gespräch sein.

Zusatzfrage: Heißt das, dass auch Tschechien Flüchtlinge aufnehmen sollte?

SRSin Demmer: Wie gesagt, es gilt, dafür eine gesamteuropäische Lösung zu
finden, und da gilt der solidarische Gedanke der Europäischen Union.

Frage: Frau Demmer, doch noch ein Versuch: Wird die Kanzlerin in dem
Gespräch mit Herrn Babis - tief in die Historie gegriffen - die Rücknahme
bestimmter Benes-Dekrete fordern, wie dies der Bund der Vertriebenen seit
vielen Jahren verlangt?

SRSin Demmer: Ich möchte den Gesprächen jetzt wirklich nicht vorgreifen. Im
Anschluss an das Gespräch gibt es eine Pressekonferenz.

Frage: Findet es die Kanzlerin problematisch, dass Herr Babis laut
tschechischen und slowakischen Historikern ein ehemaliger Agent der
tschechoslowakischen Staatssicherheit ist?

SRSin Demmer: Sie empfängt den Ministerpräsidenten der Tschechischen
Republik, und den empfängt sie gern.

Zusatzfrage: Kann sich die Bundeskanzlerin vorstellen, dass ein ehemaliger
Mitarbeiter der Stasi zum deutschen Bundeskanzler wird?

SRSin Demmer: Das ist eine so hypothetische Frage, dass ich sie hier ganz
bestimmt nicht beantworten werde.

Frage: Frau Adebahr, ich möchte nach dem Stand der Dinge fragen, was die
Inhaftierung deutscher Staatsbürger aus politischen Gründen in der Türkei
angeht. Darüber ist im Vorfeld der Reise des Außenministers viel gesprochen
worden. Können Sie uns noch einmal sagen, wie viele es sind, ob es in dem
einen oder anderen Fall Bewegung gibt und ob Sie es für vorstellbar halten,
dass sich die bilateralen Beziehungen ohne eine Freilassung all dieser
Häftlinge normalisieren?

Adebahr: Aktuell befinden sich 50 deutsche Staatsangehörige in türkischer
Haft. Daneben sind uns 35 Fälle von Deutschen bekannt, die die Türkei
aufgrund von Ausreisesperren nicht verlassen können, die meisten aufgrund
politischer Tatvorwürfe.

Von den 35 Deutschen, die seit dem Putschversuch mutmaßlich wegen
politischer Strafvorwürfe inhaftiert wurden, befinden sich immer noch
sieben in türkischer Haft, darunter drei Doppelstaatler. Alle anderen
Tatvorwürfe sind kriminalrechtlicher Natur.

Sie haben den Außenminister in den vergangenen Tagen wahrscheinlich
verschiedentlich gehört. Er hat immer wieder darauf hingewiesen, dass uns
das Verhältnis zur Türkei sehr wichtig ist, dass wir aber darüber, dass wir
dort noch die inhaftierten deutschen Staatsbürger haben, sehr ernsthaft mit
der Türkei reden müssen. Denn die Vorwürfe sind für uns nicht
nachvollziehbar, nach wie vor zum Teil nicht. Das wird, denke ich, auch bei
dem kommenden Besuch passieren. Das ist natürlich ein Punkt, an dem wir
noch arbeiten müssen, wenn wir auf dem Weg der Normalisierung mit der
Türkei weiter vorankommen wollen.

Zusatzfrage: Sehen Sie bei einem oder mehreren der sieben erwähnten Fälle
aktuell Bewegung?

Was die Themen der Reise angeht: Wird der Außenminister von
Wirtschaftsvertretern begleitet? Kommt er mit Angeboten der Wirtschaft im
Gepäck, der Türkei bei den aktuellen wirtschaftlichen Problemen zu helfen?

Adebahr: Meiner Kenntnis nach wird der Außenminister nicht von
Wirtschaftsvertretern begleitet, sondern es ist ein politischer
Antrittsbesuch.

Zur Frage möglicher Hilfe für die Türkei - oder was auch immer -, haben
wir, denke ich, hier in den letzten Tagen alles gesagt. Dazu gibt es keinen
neuen Stand.

Zu den einzelnen Haftfällen: Sehen Sie es mir nach. Von diesem Podium würde
ich jetzt ungern in einzelne Fälle einsteigen. Das betrifft auch
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen. Wir arbeiten an allen Fällen
intensiv, und hoffen natürlich, dass wir dabei zu Fortschritten kommen.

Frage: Eine Frage zum Familiengeld und der Auseinandersetzung zwischen dem
Freistaat Bayern und dem Bundesarbeitsministerium: Herr Ehrentraut, der
Freistaat Bayern sagt jetzt, nach Ansicht der Staatsregierung verhinderten
Ausnahmeregelungen im Sozialrecht die Notwendigkeit zur Anrechnung, es gebe
also aus bayerischer Sicht die Möglichkeit, dieses Familiengeld nicht
unbedingt auf Hartz IV anzurechnen.

Machen Sie von dieser Möglichkeit zur Ausnahme Gebrauch?

Ehrentraut: Danke für die Frage. Das gibt mir noch einmal die Möglichkeit,
Einiges klarzustellen.

Die Bayerische Staatsregierung hat sich sehenden Auges selbst in diese
Situation gebracht. Sie kannte die Rechtslage und wusste, dass das
Bayerische Familiengeld als Einkommen gilt und deshalb zwingend auf die
Grundsicherung anzurechnen ist. Aus unserer Sicht ist es nicht zu
verantworten, dass unterschiedliche Rechtsauffassungen zu den
unterschiedlichen Fragestellungen, wie sie jetzt existieren, auf dem Rücken
von Familien ausgetragen werden. Aus unserer Sicht ist es auch nicht
hinnehmbar, dass diesen Familien Gelder versprochen werden, die sie später
zurückzahlen müssen.

Es ist richtig, es gab diversen Kontakt auf diversen Ebenen, zuletzt einen
Brief unserer Staatssekretärin, in dem unsere Rechtsauffassung noch einmal
deutlich gemacht wurde. Darin haben wir die Bayerische Staatsregierung
beziehungsweise das Staatsministerium darauf hingewiesen, dass es zu
Zahlungsrückforderungen kommen kann, wenn das Bayerische Familiengeld nicht
angerechnet wird. Wir haben das bayerische Staatsministerium auch gebeten,
diese Weisung an die zugelassenen kommunalen Träger, die in der
Verantwortung der Bayerischen Staatsregierung stehen, zurückzunehmen. Für
den Fall, dass diese Weisung vonseiten der Bayern dennoch vollzogen wird,
werden wir uns rechtliche Schritte vorbehalten.

Grundsätzlich gilt: Wir als Bundesregierung können uns nicht einfach über
Recht und Gesetz hinwegsetzen. Auch eine bevorstehende Landtagswahl
rechtfertigt dieses Verhalten der Bayerischen Staatsregierung nicht. Von
daher setzen wir darauf, dass es zu einem Einlenken kommt.

Die von Ihnen angesprochenen Ausnahmeregelungen greifen insofern nicht,
weil das Familiengeld keinen bestimmten Zweck verfolgt. Es gab einmal ein
bayerisches Landeserziehungsgeld. Dieses wurde abgeschafft. Es wurde nicht
angerechnet, weil es an einen bestimmten Zweck gebunden war. Es war dafür
da, Verdienstausfälle durch Kindererziehung auszugleichen. Voraussetzung
dafür war, dass die Berechtigten nicht oder nicht voll erwerbstätig waren.
Das nun geplante Familiengeld wird aber völlig unabhängig davon gezahlt, ob
jemand gar nicht, nicht oder voll oder uneingeschränkt arbeitet. Von daher
greifen, wie gesagt, diese Ausnahmeregelungen nicht. Das Bayerische
Familiengeld ist zwingend auf Grundsicherungsleistungen anzurechnen.

Zusatzfrage: Sie sagten, Sie behielten sich rechtliche Schritte vor. Welche
Schritte sind denkbar? Welche rechtlichen Optionen gibt es?

Ehrentraut: Sie wissen, dass die Jobcenter unterschiedlich organisiert
sind. Es gibt die gemeinsamen Einrichtungen, die unter der Aufsicht der BA
stehen, und es gibt die sogenannten zugelassenen kommunalen Träger, die
Optionskommunen. Diese stehen unter der Aufsicht des Staatsministeriums in
Bayern.

Die Jobcenter, die unter der Aufsicht der BA stehen, werden das Bayerische
Familiengeld auf die Grundsicherungsleistung anrechnen. Die Optionskommunen
werden das, wie derzeit der Stand ist, offenbar nicht tun. Die Folge wäre,
dass wir diese Optionskommunen prüfen werden. Wenn es zu Überzahlungen
gekommen ist, dann werden wir diese Gelder von den Kommunen zurückfordern
müssen. Das wäre eine äußerst missliche Situation, weil die Kommunen
Weisungen befolgen. Das gilt es unbedingt zu verhindern. Von daher - ich
sage es noch einmal - setzen wir auf ein Einlenken der Bayerischen
Staatsregierung.

Frage: Das heißt aber, dass der einzelne Empfänger nicht befürchten muss,
dass das Arbeitsministerium oder die BA Geld von ihm verlangt, sondern es
geht immer an die Kommune. Kann das Arbeitsministerium denn irgendetwas
direkt gegen die bayerische Staatsregierung tun?

Ehrentraut: Wie gesagt, wir können in dem Bereich tätig werden, in dem wir
zuständig sind. Das ist im Bereich der Jobcenter. Die Jobcenter werden alle
Familien anschreiben, die ein- oder zweijährige Kinder haben, und auf deren
Mitwirkungspflichten hinweisen. Wie gesagt, die Optionskommunen stehen
unter alleiniger Verantwortung des bayerischen Staatsministeriums.

Frage: Sie sehen das also als reines Wahlkampfmanöver der Bayern vor der
Landtagswahl?

Ehrentraut: Die Deutlichkeit meiner Worte war, glaube ich, klar. Wir sehen
es so, dass es zwingend geboten ist, sich an Recht und Gesetz zu halten.

Frage: Herr Ehrentraut, Sie sagten "werden wir ... von den Kommunen
zurückfordern müssen". Wer ist "wir" in diesem Zusammenhang?

Ehrentraut: Das BMAS.

Zusatzfrage: Das BMAS kann direkt von Kommunen zurückfordern?

Ehrentraut: Wie gesagt, das gilt es möglichst zu vermeiden. Deshalb setzen
wir darauf, dass es hier zu einer Lösung mit der bayerischen
Staatsregierung kommt beziehungsweise die Staatsregierung nicht von ihrem
Recht Gebrauch macht, diese Weisung zu erteilen.

Frage: Herr Ehrentraut, gibt es außer, wie ich annehme, flottem
Briefwechsel zwischen Berlin und München auch direkte Kontakte auf höherer
Ebene, also auf Ministerebene oder mit dem bayerischen Sozialministerium?
Wie darf ich mir das vorstellen? Schreibt man sich da nur Briefe hin und
her?

Ehrentraut: Ich habe ja gesagt, dass es Kontakte auf diversen Ebenen gab.
Zu internen Vorgängen und Absprachen kann ich hier keine Stellung nehmen.

Frage: Haben Sie eine Vorstellung, wie viele Kinder oder wie viele Familien
da betroffen sein könnten?

Ehrentraut: Wie es heißt, haben im Freistaat Bayern 240 Familien Anspruch
auf das Familiengeld. Wie viele nun in den Optionskommunen betreut werden,
müssten Sie bitte die bayerische Staatsregierung fragen.

Zusatzfrage: Haben Sie eine Vorstellung, wie viele von den 240 
Hartz-IV-Empfänger sind?

Ehrentraut: Nein. Wie gesagt, das sind Zahlen, die die Optionskommunen
betreffen, und die liegen dann auch nur dort vor.

Frage: Sie haben gerade von rechtlichen Schritten gesprochen. Auf welcher
Ebene muss man sich das dann vorstellen?

Ehrentraut: Der erste Schritt wäre die Prüfung. Da wird eben geschaut, ob
es zu Überzahlungen gekommen ist; dann würde es zu Rückzahlungen kommen.
Alles Weitere bleibt abzuwarten.

Frage: An Frau Demmer oder Frau Adebahr: Wie bewerten Sie den Besuch des
Bundestagsabgeordneten Martin Schulz bei Lula da Silva im Gefängnis, gerade
mit Blick auf die anstehenden Wahlen? Welche Auswirkungen könnte das
möglicherweise haben?

Adebahr: Dazu kann ich Ihnen gern sagen, dass unsere deutschen
Auslandsvertretungen, die Botschaften, die Mitglieder des Bundestages
organisatorisch in der Vorbereitung und logistisch bei ihren Auslandsreisen
betreuen, sofern das gewünscht ist. Ich möchte aber auch betonen: Die
inhaltliche Ausgestaltung liegt bei den Abgeordneten selbst. Martin Schulz
ist gewählter Abgeordneter des Deutschen Bundestages und in der Ausübung
seines Mandates natürlich frei. Ich möchte diesen Besuch daher auch gar
nicht weiter kommentieren.

SRSin Demmer: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich habe noch eine Frage zu den Terminen der Bundeskanzlerin: Ich
habe auf Ihrer Liste einen Termin vermisst, Frau Demmer, und zwar ein
Treffen mit Macron am nächsten Freitag; das hatte nämlich die französische
Regierung eigentlich schon bestätigt.

SRSin Demmer: Ich habe Ihnen jetzt das angekündigt, was anzukündigen ist.
Wir halten Sie auf dem Laufenden.

Zusatzfrage: Wenn die eine Regierung sagt "Es gibt so ein Treffen" und die
andere Regierung das nicht auf der Liste hat, dann widerspricht sich das ja
ein bisschen. Heißt das, Frau Merkel wird Herrn Macron am Freitag nicht
treffen?

SRSin Demmer: Das habe ich so nicht gesagt. Ich habe gesagt, dass ich Ihnen
jetzt erst einmal die Ankündigungen gemacht habe, die wir haben. Bei allem
Weiteren halten wir Sie auf dem Laufenden.

Frage: Ich habe noch eine Frage zu jüngsten Äußerungen von US-Präsident
Trump zur Handelspolitik. Er hat in einem Interview mit Bloomberg gestern
gesagt - das läuft ja auch schon mehrfach über verschiedene Medien -, dass
er das Angebot der EU ablehne und dass die EU im Grunde genommen genauso
schlimm sei wie China, nur ein bisschen Kleiner, und er hat auch noch
einmal das Gaspipelineprojekt deutlich kritisiert. Gibt es irgendeine
Reaktion der Bundesregierung darauf?

SRSin Demmer: Die Aussagen des US-Präsidenten haben wir zur Kenntnis
genommen. Ich kann sagen, was wir immer sagen und was weiterhin gilt: Die
Bundesregierung lehnt einseitige Zölle ab. Wir sind der Überzeugung, dass
es allen Beteiligten zugutekommt, wenn Handelshemmnisse abgebaut werden,
anstatt neue Hürden zu errichten. Deswegen wird sich die Bundesregierung
auch weiterhin für freien Handel und offene Märkte einsetzen. Aktuell
laufen ja die Gespräche zwischen der EU-Kommission und den Vereinigten
Staaten über eine Verbesserung der transatlantischen Handelsbeziehungen und
eine Stärkung der wirtschaftlichen Beziehungen. Dabei kann die 
EU-Kommission weiter auf die Unterstützung der Bundesregierung zählen.
Einzelfragen zu den Gesprächen möchte ich jetzt nicht kommentieren.

Frage: Steht die Bundesregierung hinter den Aussagen von Herrn Juncker,
dass, wenn Trump Autozölle verfügt, Europa genauso nachziehen wird? Steht
die Bundesregierung hinter der Position der EU, dem Angebot der EU, alle
Autozölle auf null abzubauen?

SRSin Demmer: Da würde ich jetzt das zuständige Ressort um eine Antwort
bitten. Wie gesagt, die Gespräche führt die Kommission. Diese Gespräche
laufen, und ich möchte sie jetzt nicht weiter kommentieren.

Frage Modes: Ich kann das eigentlich auch nur wiederholen. Die
Verhandlungen beginnen jetzt. Die Verhandlungen werden von der EU geführt.
Die einzelnen Schritte können wir aktuell nicht kommentieren. Was ganz
allgemein die Haltung des Bundeswirtschaftsministeriums betrifft, so hat
sich der Minister in den letzten Monaten ja häufig geäußert, und die
Haltung ist ganz klar: Wir sollten Zölle senken und nicht erhöhen.

Frage: Zu Chemnitz: Der mutmaßliche Täter Yousif A. hätte ja offenbar nach
Bulgarien zurückgeführt werden können. Können Sie sagen, warum das nicht
passiert ist?

Neymanns: Ich kann da nicht in die Details gehen; das sind noch teils
laufende Verfahren, und es sind ja auch Persönlichkeitsrechte, die
dahinterstehen. Das BAMF untersucht gerade genau, wie die Verfahren
gelaufen sind. In der Tat hätte einer der beiden Tatverdächtigen wohl im
Rahmen des Dublin-Rücküberstellungsverfahrens nach Bulgarien
zurückgeschickt werden können. Das ist nicht erfolgt. Warum das nicht
erfolgt ist, wird derzeit geprüft.

Zusatzfrage: Das ist ja nicht das erste Mal, dass jemand, der nach
Bulgarien hätte zurückgeführt werden können, nicht zurückgeführt wurde.
Können Sie sagen, warum es so wenige Fälle gibt, in denen tatsächlich eine
Rückführung nach Bulgarien gelingt?

Neymanns: Ich habe jetzt keine einzelnen Zahlen, was 
Dublin-Rücküberstellungen in Richtung Bulgarien betrifft. Grundsätzlich gilt: Das
Dublin-Verfahren regelt die Zuständigkeit. Die Prozesse sind aber auch da
nicht unkompliziert. Wenn ein Land zuständig ist, dann muss es auch
administrativ zusagen, dass es die Person wieder zurücknimmt. Auf
europäischer Ebene laufen seit Langem Gespräche, wie man das Dublin-System
effektivieren und verbessern kann. Im Zuge der ganzen Qualitätsmaßnahmen,
die im BAMF stattgefunden haben - auch im Zuge des Masterplans Migration -,
ist die Dublin-Einheit im BAMF sehr gestärkt worden, sodass dort - ich sage
es einmal salopp - mehr Manpower zur Verfügung steht, um genau solche
Verfahren zu betreiben und Dublin-Ersuchen auch häufiger zu einer
Rücküberstellung zu führen.

Frage: Nur um noch einmal ganz klar zu fragen: Der sächsische
Ministerpräsident hat ja heute Morgen auf eine entsprechende Frage hin ganz
klar gesagt, die Verantwortung dafür liege beim BAMF und damit beim Bund,
wenn da etwas schiefgelaufen sei. Hat er recht?

Neymanns: Wir sind selbstverständlich wie immer sehr dran interessiert, die
Vorfälle aufzuklären, soweit der Bund betroffen ist. Wir nutzen solche
Fälle auch klar, um eigene Prozesse, Prozesse im BAMF noch einmal zu
überprüfen. Ich fände es jetzt ein bisschen früh, um da schon ein Urteil zu
fällen. Ich gehe auch davon aus, dass man das nicht monokausal auf einen
Grund zurückführen kann. Aber natürlich wollen wir aufklären, natürlich
wollen wir dabei mithelfen, und selbstverständlich wollen wir, wenn
irgendwo ein Fehler war, zumindest für die Zukunft versuchen, diesen Fehler
auszuschließen.

Frage: Nicht zum Fall des Abzuschiebenden, aber auch zu Chemnitz: In den
nächsten Tagen werden in der Stadt noch einmal viele Veranstaltungen
stattfinden. Viele Politiker - vor allen Dingen aus Parteispitzen - haben
angekündigt, dass sie anreisen wollen. Nachdem bereits Frau Giffey da war:
Plant noch jemand im Kabinett hinzufahren? Überlegt vielleicht insbesondere
der Bundesinnenminister, sich einmal ein Bild von der Lage vor Ort zu
machen?

Neymanns: Mir ist derzeit keine konkrete Reise bekannt. Ich weiß aber, dass
der Bundesinnenminister noch heute mit dem sächsischen Ministerpräsidenten
telefoniert.

Frage: Konkret an Frau Demmer gefragt: Warum fährt drei Jahre nach "Wir
schaffen das" Frau Merkel nicht nach Chemnitz?

SRSin Demmer: Die Bundeskanzlerin hat sich ja klar und deutlich geäußert.
Für die Bundesregierung steht mit Blick auf diejenigen, die Gewalt säen,
die Stimmung machen und Hass streuen, fest: Das geht so nicht, das
akzeptieren wir nicht. Die sind aber klar von denen abzugrenzen, die zur
bürgerlichen Mitte gehören. Hier müssen wir ins Gespräch kommen, um nicht
zuletzt die Zivilgesellschaft vor Ort zu stärken. Aus diesem Grund ist
jetzt ja auch die Familienministerin vor Ort, um dort Gespräche zu führen.
Dieser Prozess wird ja nicht an diesem Wochenende abgeschlossen sein;
vielmehr ist das ein Prozess, der sich sicherlich über die nächsten Wochen
und Monate erstrecken wird.

Frage: Herr Neymanns, wer hat denn um dieses Telefonat gebeten und was soll
da konkret zwischen Seehofer und dem sächsischen Ministerpräsidenten
beschlossen werden?

Neymanns: Ich habe nicht gesagt, dass ein Beschluss ansteht, ich habe nur
gesagt, dass sie heute telefoniert haben. Zu Inhalten kann ich Ihnen nichts
sagen.

Frage: Ich habe eine Frage zu den Reisen der Bundeskanzlerin und auch des
Bundesentwicklungsministers in Sachen Afrika: Frau Adebahr, am Montag und
Dienstag steht eine Tschadsee-Konferenz im Auswärtigen Amt an. Wer kommt da
alles und was ist das konkrete Ziel der Bundesregierung mit Blick auf diese
Konferenz? Was soll das Ergebnis sein, wenn es nach Ihnen geht?

Adebahr: Am 3. und 4. September findet im Auswärtigen Amt eine hochrangige
Konferenz zur Tschadseeregion statt, zu der Deutschland, Nigeria und
Norwegen sowie die Vereinten Nationen einladen. Die Konferenz hat einen
Fokus auf humanitäre Hilfe, auf ganz zentrale Fragen, die in der Region des
Tschadsees anstehen, und auf die Stabilisierung und die
Entwicklungszusammenarbeit in der Region. Mit unseren Co-Gastgebern und
jeweiligen Vertreten der Anrainerstaaten wird der Außenminister die
Konferenz am 3. September um 10.15 Uhr eröffnen. Neben den Gastgebern und
Ministern der Anrainerstaaten nehmen internationale Partner sowie Regional-
und UN-Organisationen an dieser zweitägigen Veranstaltung teil. Darunter
werden - darüber freuen wir uns sehr - auch der Nothilfekoordinator der UN,
Mark Lowcock, und der Administrator des UN-Entwicklungsprogramms, Herr
Achim Steiner, sein. Im Mittelpunkt des zweiten Tages der Konferenz steht
ein Austausch mit der Zivilgesellschaft.

Vielleicht noch kurz zur Tschadseeregion: An den See grenzen die Länder
Nigeria, Niger, Tschad und Kamerun. Dieser See, diese Region ist leider
seit geraumer Zeit und immer wieder Schauplatz einer der größten
humanitären Krisen Afrikas. Wir sehen dort auch Sicherheitsproblematiken
durch die Terrorgruppe Boko Haram. 2,3 Millionen Menschen sind dort
binnenvertrieben, 200 auf der Flucht, und mehr als 10 Millionen Menschen
sind in diesen Ländern auf humanitäre Hilfe angewiesen. Deshalb richten wir
diese Konferenz aus, um dort unser Engagement, Deutschlands Interesse und
mögliche Initiativen, die die Situation lindern könnten, voranzutreiben.

Zusatzfrage: An das AA und das BMZ: Ich höre, dass bei der Konferenz die
Anrainerstaaten, also die Betroffenen, nicht einmal auf Ebene der
Außenminister in Berlin präsent sind. Gleichzeitig findet in China ein
China-Afrika-Gipfel statt, zu dem Dutzende von Staatsoberhäuptern anreisen.
Wie groß ist die Gefahr, dass China sich hier den profitableren Aspekten
der Beziehung zu Afrika widmet, während Deutschland auf die Themen
Migration, Umwelt und Terror schaut?

Adebahr: In der Tat gibt es diese Terminlage. Ich kann Ihnen im Moment
nicht aus dem Kopf sagen - vielleicht kann ich das nachreichen -, wer genau
aus den Anrainerstaaten auf welcher Ebene vertreten ist. Die
Bundesregierung sieht natürlich - ich glaube, die Kanzlerin hat sich auf
ihrer Reise auch dazu geäußert - das Engagement, das China weltweit und
auch in Afrika betreibt. Deshalb sagt auch die Bundesregierung, dass Afrika
für uns ein ganz wichtiger Kontinent in verschiedenen Fragen ist -
wirtschaftlich wie natürlich auch in der Migrationsproblematik - und dass
wir uns diesem Kontinent stärker widmen müssen - mit den Mitteln der
Entwicklungszusammenarbeit, mit wirtschaftlichen Mitteln, mit Fragen der
humanitären Hilfe. Diesem Ziel dient eben auch diese Konferenz.

Mänz: Ich kann vielleicht noch ganz kurz ergänzen: Auch dem
Entwicklungsministerium ist natürlich diese Konkurrenz - in
Anführungszeichen - durch China sehr bewusst, und auch der Minister hat
jetzt im Zuge der Reise, die ihn in Afrika in sieben verschiedene Länder
geführt hat, noch einmal ganz vehement an die deutschen Unternehmen
appelliert, die Chancen für Investitionen und Engagement, die sich in
Afrika bieten, wirklich auch zu nutzen. Unser Ziel als
Entwicklungsministerium ist es auch, den Weg für solche Investitionen zu
ebnen, beispielsweise durch Reformpartnerschaften. Wenn wir an Ghana
denken: Dort unterstützt das Entwicklungsministerium auch durch
zusätzliches finanzielles Engagement den Weg Ghanas zu weiteren Reformen,
gerade auch im wirtschaftlichen Bereichen, um so den Weg für weitere
Investitionen auch von deutschen Unternehmen beispielsweise im Bereich
erneuerbare Energien zu ebnen.

Frage: Auch an das Auswärtige Amt, und zwar zu dem Bericht, dass der
Außenminister angekündigt habe, mehr Geld für das Palästinenserhilfswerk
der UN zu geben. Können Sie das bestätigen und da vielleicht auch schon
eine Höhe nennen und vielleicht noch einmal die Hintergründe erläutern?

Adebahr: Ich kann bestätigen, dass der Außenminister gestern in einem Brief
an seine Außenministerinnen- und Außenministerkollegen der Europäischen
Union geschrieben hat und auf die finanzielle Krise des 
UN-Flüchtlingshilfswerkes für Palästina, UNRWA, hingewiesen hat. Wie Sie
vielleicht wissen, ist das Hilfswerk UNRWA in einer ganz kritischen
Situation. Dieses Hilfswerk leistet seit Jahrzehnten einen wirklich
essenziellen und substanziellen Beitrag für die palästinensischen
Flüchtlinge und somit auch für die Stabilität in der gesamten Region. UNRWA
befindet sich momentan in einer prekären Finanzlage. Das ist unter anderem
auch deshalb so, weil der, glaube ich, größte Geber, die Vereinigten
Staaten, beabsichtigt, sich weitestgehend aus der Organisation
zurückzuziehen.

Deshalb finden wir es ganz besonders bemerkenswert und auch begrüßenswert,
dass es der Generalsekretär von UNRWA trotz dieser momentan sehr prekären
Finanzlage geschafft hat, jetzt zum beginnenden Schuljahr die Schulen zu
eröffnen, für die UNRWA verantwortlich zeichnet. Es ist eben auch ein
Auftrag an uns alle - so sieht es die Bundesregierung, so sieht das der
Außenminister -, das Flüchtlingshilfswerk weiter zu unterstützen. Wir haben
im laufenden Jahr 81 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Wir arbeiten
jetzt an der Bereitstellung weiterer substanzieller Mittel. Eine konkrete
Zahl kann ich Ihnen noch nicht nennen.

Der Außenminister würde sich sehr freuen, wenn seine europäischen Kollegen
auch schauen, wie man dieser UN-Organisation weiter beistehen kann und ob
es eine Erhöhung der Mittel in anderen Mitgliedstaaten gibt. Das sind dann
eben Gespräche, die man jetzt führen muss. Momentan beläuft sich das
Defizit auf 217 Millionen US-Dollar.

Politisch werden wir daran weiterarbeiten. Wir planen, in der sogenannten
Ministerwoche der VN-Generalversammlung auch ein Event und ein Gespräch
dazu zu nutzen, um für einen Beitrag zu dem Hilfswerk zu werben.

Zusatzfrage: Auch wenn Sie die konkrete Höhe nicht nennen können, ist es
tatsächlich das Ziel, dass man als EU versucht, diese weggefallenen
Zahlungen der USA auszugleichen?

Da es ja nicht das erste Mal ist, dass die USA ankündigen, sich auch
finanziell aus UN-Fonds zurückzuziehen, hat man schon einmal beziffert, was
das anderen Staaten inzwischen insgesamt kostet?

Adebahr: Mir ist eine solche Statistik - sie wäre im Moment auch
hypothetisch - nicht bekannt. Wir sehen in dieser Gesamtfrage natürlich mit
Sorge - der Außenminister hat das auch verschiedentlich angesprochen -,
dass die Vereinigten Staaten sich aus verschiedenen Organisationen des 
UN-Systems zurückziehen wollen oder dies beabsichtigen.

Bei UNRWA ist es nun konkret. Dort, wie gesagt, beläuft sich die Lücke auf
über 200 Millionen US-Dollar. Der Bundesaußenminister hat gesagt, dass
Deutschland allein natürlich diese Lücke nicht wird füllen können. Deswegen
werben wir ja innerhalb der Europäischen Union darum, möglichst
substanzielle Beiträge dazu zu geben.

Natürlich ist es auf der anderen Seite so, dass wir auch mit unseren
amerikanischen Partnern im Gespräch sind und ihnen darlegen, warum aus
unserer Sicht ein fortgesetztes starkes US-Engagement in den Organisationen
der Vereinten Nationen wichtig, richtig und zielführend wäre.

Frage: Der Bundesinnenminister hat ja gestern seinen tunesischen
Amtskollegen in der Sache Sami A. angerufen und ihn noch einmal an die von
Deutschland schon erbetene diplomatische Zusicherung erinnert. Jetzt wüsste
ich gern, wie die Antwort war. Vielleicht kann auch das Auswärtige Amt
etwas dazu sagen, das ja die Abwicklung dieser Angelegenheit übernommen
hat.

Neymanns: Es ist richtig, Frau Clasmann: Der Bundesinnenminister hat seinen
tunesischen Amtskollegen angerufen und noch einmal auf die Bitte um
diplomatische Zusicherung aufmerksam gemacht.

Der Sachverhalt ist sonst klar. Über sonstige Inhalte aus dem Gespräch kann
ich derzeit nichts sagen.

Er hat einfach die Bitte übermittelt und gesagt, das wäre für uns wichtig. -
 Das ist der Sachstand.

Adebahr: Wir haben noch keine Verbalnote oder eine Antwort der tunesischen
Seite bei uns zu verzeichnen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesfinanzministerium. Es geht um die
Berichterstattung des "Handelsblatt" in Sachen Flüchtlingskosten. Es gibt
offenbar eine Kluft zwischen den Erwartungen der Länder und der
Bereitschaft des Bundes. Ich würde ganz gern wissen: Wie problematisch ist
dieser Dissens? Warum ist es im August, also im zurückliegenden Monat,
nicht gelungen, eine Einigung zu erzielen? Wann soll sie kommen?

Fehling: Dazu kann ich Ihnen mitteilen, dass derzeit Gespräche laufen. Ich
bitte um Verständnis, dass ich deswegen zu Einzelheiten noch nichts sagen
kann.

Frage: Können Sie denn schon bestätigen, dass der Bund nächstes Jahr den
Ländern 435 Millionen Euro für die Kinderbetreuung von Flüchtlingen zahlen
will?

Fehling: Wie gesagt: Die Gespräche laufen derzeit. Deswegen bitte ich um
Verständnis, dass ich das noch nicht bestätigen kann.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundespresseamt: Es geht um die Reise
einer AfD-Besuchergruppe zur Gedenkstätte Sachsenhausen; da gab es wohl
hetzerische Äußerungen und eine Anzeige der Polizei. Wie wird das
Bundespresseamt, das ja diese Reise auch finanziert hat, damit umgehen?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung weist jede Relativierung und
Verharmlosung der Verbrechen der Nationalsozialisten, des von Deutschland
ausgegangenen Vernichtungskrieges und des Holocaust entschieden und
unmissverständlich zurück. - Das einmal vorab.

Für den Hintergrund: Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
organisiert und finanziert Informationsfahrten der Abgeordneten des
Deutschen Bundestages, bei denen jeder Abgeordnete dreimal im Jahr 50
Bürgerinnen und Bürger aus seinem Wahlkreis nach Berlin einladen kann. Die
Fahrten dienen der politischen Bildung und sollen Einblicke in das
politische Berlin ermöglichen sowie Kenntnisse über jüngere und deutsche
Zeitgeschichte vermitteln. Dazu können unter anderem der Bundestag, die
Bundesministerien, das Bundeskanzleramt, das Bundespresseamt, aber eben
auch Gedenkstätten, die an die NS-Vergangenheit und die DDR-Geschichte
erinnern, besucht werden. Wir organisieren das in Zusammenarbeit mit den
jeweiligen Abgeordnetenbüros.

Ein Besuch der Gedenkstätte und des Museums Sachsenhausen wurde explizit
von der Abgeordneten Weidel für die Informationsfahrt gewünscht. Für das
Verhalten, das die Besucherinnen und Besucher vor Ort an den Tag legen, ist
das Bundespresseamt nicht verantwortlich. In der Regel werden die Gruppen
durch eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter der Abgeordneten begleitet.
Insofern sind also auch auf der Seite alle Vorfälle bekannt.

Wir stehen zu diesem Thema im Austausch mit den Gedenkstätten. Wir halten
die Fahrten zur politischen Bildung für einen wichtigen Baustein unserer
Arbeit, aber wir behalten das natürlich auch im Blick.

Frage: Sie sagten gerade, wenn ich Sie richtig verstanden habe,
normalerweise seien die Abgeordneten selbst dabei. Das war in diesem Fall,
so wie ich es gelesen habe, nicht der Fall. Empfinden Sie das als unüblich?
Wird das bei der konkreten Abgeordneten irgendwie Schlussfolgerungen oder
Konsequenzen für die Zukunft haben, wenn sie wieder solche Fahrten
beantragt? Gibt es dazu Gespräche beziehungsweise Kontakt zu diesem
Abgeordnetenbüro?

SRSin Demmer: Normalerweise sind die Abgeordneten dabei, das stimmt. Ich
war jetzt bei dem konkreten Fall nicht dabei, deswegen kann ich auch über
die Hergänge nichts Genaues sagen. Wir stehen dazu in Kontakt und haben das
Problem im Blick.

Frage: Ich möchte im Prinzip die gleiche Frage noch einmal stellen: Frau
Demmer, stehen Sie mit Frau Weidel wegen dieses Vorfalls in Kontakt?

SRSin Demmer: Davon kann ich Ihnen nichts berichten.

Frage: Frau Demmer, zum Thema Argentinien: Im Mai hatte der
Regierungssprecher im Zusammenhang mit den finanziellen Schwierigkeiten,
die Argentinien hat, darauf hingewiesen, dass die Bundesregierung sowohl
mit Argentinien als auch mit dem IWF in engem Kontakt steht. Da ging es
damals um finanzielle Hilfen des IWF. Jetzt braucht Argentinien weitere
Hilfen. Die erste Tranche ist aufgebraucht. Ich hätte gern gewusst, was
diese Kontakte mit Argentinien und dem IWF ergeben haben.

Die zweite Frage wäre, ob durch diese Turbulenzen, in denen Argentinien
sich befindet, der G20-Prozess, der ja auch von Deutschland in der letzten
G20-Präsidentschaft maßgeblich angeschoben wurde, gefährdet ist.

SRSin Demmer: Ich bin da nicht auf dem aktuellen Stand. Vielleicht kann das
Ressort da einspringen.

Fehling: Ich kann nur ganz allgemein sagen: Wenn es um Fragen zum IWF und
zu Argentinien geht, dann sind das natürlich Fragen, die zunächst einmal
Argentinien und der IWF miteinander besprechen müssen.

Adebahr: Ich kann vielleicht ergänzen, dass die Bundesregierung
grundsätzlich begrüßt, dass Staatspräsident Macri in dieser für Argentinien
schwierigen wirtschaftlichen Situation das Gespräch mit dem IWF sucht, um
alle Möglichkeiten der Stabilisierung der Wirtschaft Argentiniens
auszuloten. So wie wir das im Moment wahrnehmen, finden zwischen dem IWF
und Argentinien konstruktive Gespräche statt. Wir gehen davon aus, dass der
IWF und die argentinischen Behörden gemeinsam gute Lösungen finden werden.
Im laufenden IWF-Programm besteht ja auch die Möglichkeit flexibler
Anpassungen. Insofern begrüßen wir, dass es da Gespräche und Diskussionen
mit dem Ziel der Stabilisierung der argentinischen Wirtschaft gibt.

Frage: Nach dem letzten Gespräch der Kanzlerin mit Wladimir Putin war uns
ja berichtet worden, es sei auch vor allen Dingen um Syrien und die Provinz
Idlib gegangen. Uns wurde die Einschätzung übermittelt, dass das auf
fruchtbaren Boden gestoßen sei. Jetzt sagt Lawrow über Idlib, diese
"Eiterbeule" müsse in jeder Hinsicht entfernt werden. Es gibt auch Berichte
über Truppenverlegungen, auch der Russen.

Jetzt wüsste ich gern: Haben Sie das Gefühl, dass Deutschland da völlig
machtlos ist? Über welche Kontakte, vielleicht auch mit der Türkei, können
Sie uns berichten, wenn sich da noch einmal ein ganz großer
Flüchtlingsstrom von Idlib in Bewegung setzen sollte?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung ist sehr besorgt über die Zuspitzung der
Lage im Nordwesten Syriens. Großflächige militärische Operationen des
syrischen Regimes in und um Idlib werden zu einer weiteren humanitären
Katastrophe führen mit potenziell hunderttausenden schutzsuchenden Menschen
in unmittelbarer Nähe zur türkischen Grenze.

Anlässlich ihres Gesprächs - Sie verwiesen darauf - mit Präsident Putin in
Meseberg hatte die Bundeskanzlerin in der Tat betont, dass eine humanitäre
Katastrophe in Idlib vermieden werden müsse. Wir erwarten zunächst von
Russland, das syrische Regime von einer Eskalation abzuhalten und so eine
humanitäre Katastrophe zu verhindern. Zentral ist in jedem Fall: Humanitäre
Hilfsorganisationen müssen ungehindert Zugang zur Zivilbevölkerung in Stadt
und im Umland haben.

Frage: Wenn ich darf, würde ich gern noch einmal auf die Sommerzeit
zurückkommen. Vielleicht habe ich das überhört. Ich würde gern wissen: Gibt
es eine Meinung der Bundesregierung oder explizit der Kanzlerin zur
Sommerzeit?

SRSin Demmer: Ich habe ja gesagt: Wir warten jetzt ab, bis der konkrete
Vorschlag der EU-Kommission vorliegt. Dann prüfen wir ihn, und dann
positionieren wir uns.

Zusatzfrage: Die Umfrage hat ja ergeben, dass ein ganz großer Teil der
Beteiligten aus Deutschland kam und sich ein ganz großer Teil für die
Sommerzeit ausgesprochen hat. Glauben Sie nicht, dass sich dazu nicht nur
der Kommissionspräsident äußern sollte, sondern auch die Kanzlerin?

SRSin Demmer: Ich sage ja nicht, dass wir uns dazu nicht äußern. Wir warten
jetzt erst einmal ab, bis die Kommission ihren Vorschlag mit konkreten
Positionen bereichert.

Grundsätzlich haben wir ja den Prozess begrüßt. Ich habe mich dazu eben
auch schon geäußert. Es gibt dann ein klares Prozedere. Weil es um eine
europaweit geltende Richtlinie auf Vorschlag der Kommission geht, müsste
sie dann über den Rat und das EP beraten werden.

Modes: Ich würde noch einmal kurz auf die Frage von eben eingehen wollen,
ob wir Studien haben. Im Wirtschaftsministerium liegen da keine Studien
vor.

Es gibt aber aus dem Jahr 2007 einen Bericht der EU-Kommission. Da kommt
man zu dem Ergebnis, dass negative Auswirkungen nicht nachweisbar sind.
Aber es werden insbesondere die positiven Auswirkungen einer harmonisierten
Zeitumstellung hervorgehoben.

Zweitens gibt es ein Projekt mit dem Titel "Bilanz der Sommerzeit". Das
wurde durch den Ausschuss für Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages in Auftrag gegeben. Im
Februar 2016 kommt der Abschlussbericht zu dem Ergebnis, dass es keine
belastbaren Hinweise gibt, wonach die Anwendung der Sommerzeit ernsthafte
positive oder negative energetische, wirtschaftliche oder gesundheitliche
Effekte nach sich zieht.

Freitag, 31. August 2018
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PRESSEKONFERENZ/1740: Kanzlerin Merkel und der Präsident der Republik Ghana Akufo-Addo, 30.08.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Accra - Donnerstag, 30. August 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Präsidenten der
Republik Ghana, Nana Akufo-Addo

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich möchte mich bei dem Präsidenten
ganz herzlich bedanken für den herzlichen und freundschaftlichen Empfang
hier in Ghana. Es ist mein erster offizieller Besuch in Ihrem Land. Danke
schön, dass Sie uns so freundschaftlich begrüßt haben!

Ich glaube, dass wir sagen können, dass Ghana und Deutschland enge
langjährige Partner sind und dass sich unsere Partnerschaft in den letzten
Monaten noch einmal intensiviert hat. Wir arbeiten in vielerlei Bereichen
zusammen, und unser Ziel ist es, Ghana dabei zu unterstützen, die Vision
des Präsidenten umzusetzen, nämlich ein Land Ghana zu schaffen, das sagen
kann "Wir sind aus der Hilfsbedürftigkeit herausgekommen", ein "Ghana
beyond aid". Das ist ein ambitionierter Weg, aber es ist genau der richtige
Weg. Ich bin überzeugt, dass die Menschen in Ghana auch die Fähigkeit
haben, die Fertigkeit haben, den Willen haben, genau das umzusetzen.

Deshalb arbeiten wir in einer Reformpartnerschaft zusammen, und zwar auf
der Grundlage des "Compact with Africa". Ghana ist eines der Länder, das
hierbei mitmacht und das auch sehr schnell Fortschritte erzielt hat. Was
ist der Sinn von "Compact with Africa"? Der Sinn ist, regulatorische und
andere Bedingungen in dem Reformland, in dem Land des Compacts zu
erreichen, um anschließend attraktiver für internationale Investoren zu
werden, gerade auch Investoren aus Deutschland. Ich bin hier mit einer
Wirtschaftsdelegation, die großes Interesse daran hat, in Ghana weiter zu
investieren. Einige sind hier schon dabei und haben sehr erfolgreiche
Projekte, andere wollen sich in Ghana engagieren.

Wir wissen, dass Sie einen Ausbau der Infrastruktur brauchen, dass Sie eine
Industrialisierung Ihres Landes brauchen, aber dass Sie vor allen Dingen
auch Entwicklung für die ländlichen Regionen brauchen. In allen Bereichen
ist Deutschland bereit, mit zu unterstützen. So hat unser Ministerium für
Entwicklung - der Minister ist ja heute auch dabei - sehr gute Vorschläge
gemacht, was die Ausbildung von jungen Menschen anbelangt, und uns geht es
in unserer Entwicklungspartnerschaft auch darum, jungen Menschen Hoffnung
zu geben, Ausbildung zu geben, sie zu trainieren, das Energiesystem
effizienter zu machen, es auf neue Herausforderungen auszurichten und
natürlich auch im Bereich der Industrialisierung mitzuhelfen.

Ich freue mich, dass wir heute - später beim Round Table mit der Wirtschaft
- drei MoUs mit den Unternehmen Voith, Bosch und VW unterzeichnen können.
Wir werden uns bemühen, auch weitere Investitionen zu realisieren.

Ich bedanke mich, Herr Präsident, dass Sie zugesagt haben, am 30. Oktober
anlässlich der Konferenz zum "Compact with Africa" wieder einmal nach
Deutschland zu kommen - ich durfte Sie schon begrüßen -, sodass wir diese
Dinge dann fortsetzen können.

Ghana spielt eine herausragende Rolle in der Region. Wir wollen natürlich
nicht nur die Entwicklung in Ghana begleiten, sondern in der gesamten
ECOWAS, also im westlichen Teil von Afrika. Denn wir wissen, dass es hier
überall eine junge Bevölkerung gibt, eine Bevölkerung mit einem ganz
geringen Durchschnittsalter, die sagt: Wir wollen Chancen in unseren
Ländern sehen. - Deshalb wollen wir alles tun, damit sich junge Menschen
nicht vor Verzweiflung auf den lebensgefährlichen Weg machen und illegal in
europäische Länder emigrieren, sondern damit sie ihre Chancen hier finden
oder aber die legale Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern mit Blick auf
Visaerteilungen, auf Studienplätze, auf Ausbildungsplätze auch in
Deutschland stattfinden kann. Hier gibt es viele Partner: Es gibt 43
Universitätspartnerschaften zwischen Deutschland und Ghana. Es gibt den
Deutschen Akademischen Austauschdienst. Ich bin auch sehr dankbar, dass
unsere Stiftungen hier sehr gut arbeiten können. Die Zahl der hiervon
Betroffenen muss aber erhöht werden, und auch das werden wir im Rahmen
unserer Partnerschaft weiter miteinander besprechen.

Ich möchte mich beim Präsidenten dafür bedanken, dass er zusammen mit mir
und der norwegischen Ministerpräsidentin eine Gesundheitsinitiative
unterstützt, mit der wir wiederum die WHO bei der Umsetzung der Ziele der
Vereinten Nationen für 2030 und hier insbesondere der Gesundheitsziele
unterstützen wollen. Auch hier arbeiten wir sehr eng zusammen.

Hochverehrter Herr Präsident, ich danke noch einmal. Ich glaube, dieser
Besuch bietet die Chance, unsere Zusammenarbeit noch einmal zu
intensivieren. Ich möchte Sie zu dem beglückwünschen, was Sie in den
letzten Monaten schon auf den Weg gebracht haben. Ich weiß aber, dass Sie
sich für die verbleibenden Monate dieser Legislaturperiode noch viel
vorgenommen haben. Deutschland möchte dabei unterstützen und auch Ihre
Zivilgesellschaft weiter stärken, damit das Selbstbewusstsein der jungen
Menschen auch wirklich dabei ist, wenn es darum geht, ein "Ghana beyond
aid" zu schaffen.

P Akufo-Addo: Frau Bundeskanzlerin, zunächst möchte ich Sie noch einmal
sehr herzlich hier in unserem Land, hier am Sitz des Präsidenten Ghanas
begrüßen und sagen, wie sehr ich mich über die Gelegenheit freue, Sie hier
begrüßen zu dürfen. Ich treffe Sie jetzt zum vierten Mal, seit ich mein Amt
angetreten habe, aber es ist das erste Mal, dass ich Sie hier bei mir
begrüßen darf.

Zunächst haben wir über die Beziehungen zwischen Ghana und der
Bundesrepublik und darüber gesprochen, wie ausgezeichnet sie sind. (Ein
Satz wurde aufgrund von technischen Problemen nicht übersetzt.) Abgesehen
von den Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern möchte ich die
Gelegenheit Ihrer Anwesenheit nutzen, um deutlich zu machen, dass wir die
Führungsrolle, die Sie spielen, sehr stark würdigen. Sie haben eine
entscheidende Rolle in der Geschichte und der Entwicklung Europas zu
spielen, und wir freuen uns sehr darüber, dass Sie uns heute hier besuchen.

Es gibt sehr viele Bereiche, in denen wir zusammenarbeiten können und
werden. Für mich ist sehr wichtig, dass wir uns dabei sehr auf den
Investitionssektor und auf die Ausbildung von jungen Menschen
konzentrieren. Gleichzeitig müssen wir uns den Herausforderungen stellen,
denen sich mein Land gegenübersieht. Jugendarbeitslosigkeit ist nur ein
Thema in diesem Bereich. Generell möchten wir die Leistungsfähigkeit
unserer Volkswirtschaft verstärken; denn je stärker unsere Wirtschaft wird,
umso mehr Chancen bieten sich uns. Natürlich werden die Belastungen dabei
gewaltig sein; das ist die Herausforderung. Wir müssen die notwendigen
Maßnahmen ergreifen, wenn wir unsere Volkswirtschaft stärken wollen. Wir
haben uns diese Ziele ja selbst gesteckt, diese Vision eines "Ghana beyond
aid", also eines Landes, das immer mehr in der Lage ist, seine eigenen
Ressourcen zu mobilisieren und sich dann den Herausforderungen des Tages zu
stellen.

Wir sehen hier eine wichtige Rolle für die Bundesrepublik Deutschland. Sie
können da wirklich etwas bewegen; denn hier gibt es viele Chancen, die sich
Ihnen eröffnen. Wir freuen uns auch, dass Sie eine Unternehmerdelegation
mitgebracht haben, und wir hoffen, dass auch diese Unternehmer die Chancen
sehen, die sich ihnen hier in verschiedenen Bereichen eröffnen können. Wir
haben ja den Gedanken, eine Initiative pro Distrikt ins Leben zu rufen. Das
ist ein ehrgeiziges Ziel. Wir wollen zur Entwicklung der Industrie in Ghana
beitragen, und ich habe mich daher sehr gefreut, von Ihnen zu hören, dass
es möglich ist, hier heute wahrscheinlich mit Volkswagen und anderen eine
Regierungsvereinbarung zu unterzeichnen. Letzten Endes wird es dann
hoffentlich auch eines Tages möglich sein, in dieser Richtung noch größere
Erfolge zu erzielen. Das sind alles Bereiche, in denen es um die Verwaltung
unserer Volkswirtschaft geht. Wir haben eine Reihe von Reformen
eingeleitet, und allmählich sind wir auch in der Lage, die Interessen der
potenziellen Investoren auf uns zu lenken.

Wir arbeiten sehr gut zusammen - das wissen Sie -, wenn es darum geht, die
Probleme der illegalen Migration zu bewältigen. Das ist nichts, worauf wir
stolz oder worüber wir glücklich wären, aber wir leben in der Realität. Die
ghanaischen Behörden arbeiten mit den deutschen Behörden zusammen, und sie
helfen uns dabei, mit diesen Fragen auf eine Art, die effizient und
effektiv ist, umzugehen.

Der "Compact with Africa", bei dem wir ein Partner sind, ist etwas, was für
uns sehr attraktiv und interessant ist; denn das ist etwas, was das
Interesse vieler deutscher Unternehmen wecken kann. Wir wollen uns hier
noch einmal auf die Menschen konzentrieren, die Sie hierhin als
Delegationsmitglieder mitgebracht haben, denn sie werden die Ernte des
verstärkten Interesses Deutschlands, der verstärkten Investitionen
Deutschlands in mein Land einfahren.

Wir leben in einer Region, in der Dschihadisten, Aufständische, Terroristen
eine Bedrohung darstellen, vor allem im Norden, in der Sahelregion dieses
Teils Westafrikas. Deshalb möchte ich Ihnen für die Unterstützung danken,
die Ihr Land uns bei der Bekämpfung dieser terroristischen Bedrohung
beziehungsweise Bedrohung durch Dschihadisten zur Verfügung gestellt hat.
Wir haben nur sehr begrenzte Mittel, aber die werden wir weiterhin so
effektiv wie möglich einsetzen, um uns zur Wehr zu setzen; denn es liegt ja
in unserem ureigenen Interesse, dass wir das tun. Wir möchten einen Beitrag
zur Stabilität dieser Region leisten, in der sich dieser Störfaktor
herausgebildet hat und so zerstörerisch wirkt. Militärische Lösungen sind
sicherlich nicht der ideale Weg und das absolut richtige oder einzige
Mittel. Wir müssen verhindern, dass Dschihadisten sich hier fest verwurzeln
können, und wir wissen, dass der Weg dahin die angemessene Ausbildung
unserer jungen Menschen ist, ebenso wie die Schaffung von Perspektiven und
Chancen für die jungen Menschen, damit sie sich positiver betätigen können,
statt sich darauf zu konzentrieren, Bomben zu werfen oder Gebäude zu
zerstören.

Ihr Besuch kommt zu einem guten Moment in der Geschichte meines Landes. Die
Reise begann vor 25 Jahren; damals ging es um den Weg hin zur Demokratie.
In diesen 25 Jahren der vierten Republik haben wir drei Regierungswechsel
erlebt, die friedlich waren und die konstruktiv stattfanden. Der letzte
Regierungswechsel hat mich ins Amt geführt. Wir sind unserer Demokratie nun
voll und ganz verpflichtet. Wir achten die Menschenrechte, die
Rechtsstaatlichkeit und eine moderne, effiziente Regierungsführung.

Es gibt natürlich Bereiche, in denen wir besorgt sind - etwa, wenn es darum
geht, ob unsere Institutionen stark genug sind, um sich gegen den
Drogenhandel zur Wehr zu setzen. Unsere Institutionen sind sicherlich noch
nicht so robust, wie wir das gerne sähen. Aber auch das hängt natürlich mit
der Stärke unserer Volkswirtschaft zusammen. Die Sorge, die sich daraus
ergibt, dass man in einem Land lebt, in dem wir in der Lage sein müssen,
unseren Bürgern ein Leben in Würde zu ermöglichen, ist das, was uns bewegt
und was uns antreibt. Frieden und Stabilität in unserem eigenen Land - das
ist von großer Bedeutung.

Wir arbeiten mit Ihnen in vielen Bereichen zusammen, ebenso wie mit anderen
Staaten aus dem Westen. Wir teilen gemeinsame Werte und achten gemeinsame
Prinzipien, wir engagieren uns gemeinsam. Aber mehr noch: Wir sind
überzeugt, dass es uns möglich ist, gemeinsam darauf hinzuwirken, dass sich
der Lebensstandard der Menschen hier und auch bei Ihnen verbessern wird.

Ihr Besuch stellt insofern aufgrund der Bedeutung, die Länder wie die
Bundesrepublik für uns haben, ein echtes Highlight dar, Frau
Bundeskanzlerin. Deshalb darf ich heute sagen, dass wir sehr stolz sind,
Sie heute hier bei uns begrüßen zu dürfen, Frau Angela Merkel. Das, was Sie
in Europa leisten, würdigen wir sehr, und wir würdigen auch, dass Sie trotz
allem Zeit gefunden haben, hierher zu kommen - auch wenn der Besuch viel zu
kurz ist. Ich hoffe, dass Sie irgendwann einmal die Zeit haben werden,
wiederzukommen und ein wenig länger hier zu verweilen. Sie sind sehr, sehr
willkommen, Frau Bundeskanzlerin!

Frage: Herr Präsident, Frau Bundeskanzlerin, der deutsche Marshallplan, der
eine neue Partnerschaft für den Frieden und den Wohlstand und für eine
bessere Zukunft für Afrika schaffen soll, beruht auf der wirtschaftlichen
Tätigkeit, auf Handel, auf Frieden und Sicherheit, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit; das sind die grundlegenden Prinzipien. Das dritte
dieser Prinzipien, die Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der
Menschenrechte und die Bekämpfung der Korruption, ist die Grundlage meiner
Frage: Wie hat sich Ghana hier reformiert, also wenn es um die Achtung der
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Bekämpfung der Korruption geht?

BK'in Merkel: Ich habe mir in der Vorbereitung des Besuches natürlich noch
einmal die Dinge angeschaut. Es ist zum Beispiel ein Ausdruck der großen
Freiheit in Ihrer Gesellschaft, dass Ghana das Land ist, das die besten
Bewertungen von "Reporter ohne Grenzen" bekommt, wenn es zum Beispiel um
die Medienfreiheit, die Pressefreiheit geht. Der Präsident hat darauf
hingewiesen: Es hat hier jetzt dreimal hintereinander friedliche Wechsel in
der Präsidentschaft gegeben, Wahlen gegeben, die sehr gut abgelaufen sind.

Ich glaube, was das Thema Korruption betrifft, können wir noch vieles
verbessern - auch gemeinsam verbessern. Das ist auch einer der Gründe
dafür, dass zum Beispiel beim "Compact with Africa" bestimmte
Steuerprozeduren sehr transparent stattfinden, auch mithilfe der
Digitalisierung. Wir haben eben auch darüber gesprochen, dass das natürlich
alle betrifft, also auch ausländische Unternehmen, die zum Teil eben auch
versuchen, mit Steuervermeidung statt des redlichen Bezahlens von Steuern
ein Land wie Ghana im Grunde daran zu hindern, sich noch besser zu
entwickeln.

Insgesamt ist Ghana aber einer der Vorreiter der demokratischen Entwicklung
in Afrika, und deshalb kann ich genauso wie der Präsident sagen, dass Ghana
und Deutschland gleiche Werte und gleiche Prinzipien teilen.

Frage: Herr Präsident, meine Frage bezieht sich auf den Handel und die
Investitionen: Wie wollen Sie die Investitionstätigkeit hier verstärken?
Denn letztendlich geht es hier ja um die Frage, wie man die illegale
Migration bekämpft und auch angesichts der legalen Migration verfährt.
Schon vor 14 Jahren hat man darüber gesprochen.

BK'in Merkel: Na ja, wir fühlen diese Pflicht, und wir müssen hier noch
mehr tun. Ich glaube aber, man kann sagen, dass in den Monaten, in denen
der Präsident jetzt im Amt war, schon erhebliche Fortschritte erreicht
wurden und eine Vielzahl von Investitionen angeschoben wurden. Auch die
drei MoUs, die wir heute unterzeichnen, bieten diese Möglichkeit.

Jetzt geht es darum - deshalb habe ich ja eine Wirtschaftsdelegation
mitgebracht -, diese Projekte auch wirklich zu realisieren. Wir in
Deutschland wollen die wirtschaftliche Entwicklung Ghanas unterstützen, und
zwar in einer Kombination aus Ausbildung, die wir im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit leisten, und der Verbesserung der Möglichkeiten
zum Beispiel für junge Leute, an Kapital zu kommen und eigene Unternehmen
zu gründen. Wir wollen das tun, um insbesondere die Möglichkeiten in der
Landwirtschaft zu verbessern. Ich habe zum Beispiel ein Unternehmen in
meiner Delegation, das versucht, die Wertschöpfungskette von Süßkartoffeln
zu verbessern, damit die Kartoffeln hier nicht einfach nur angebaut werden,
sondern daraus auch Produkte entstehen, die dann auch in Europa vermarktet
werden können. Von solchen Beispielen brauchen wir noch sehr viel mehr. Ich
glaube, dass Ghana und Deutschland hier auf einem guten Weg sind.

P Akufo-Addo: Die Frage, die Sie gestellt haben, bezieht sich ja auf mich
als Person. Ich glaube, man sollte hier nicht Einzelne herausgreifen;
deshalb belasse ich es bei der Antwort der Bundeskanzlerin und möchte dazu
jetzt nichts weiter sagen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, das Investitionsvolumen der deutschen
Wirtschaft in Afrika generell und auch hier in Ghana ist ja immer noch sehr
gering, auch wenn hier jetzt Abkommen geschlossen werden. Können Sie uns
sagen, was Ihrer Meinung nach die Gründe dafür sind, welche Hindernisse es
generell noch gibt und welche Bedingungen erfüllt werden müssen, damit sich
das ändert?

Herr Präsident, vielleicht können Sie uns kurz sagen, wo Sie vor allen
Dingen Investitionen der deutschen Wirtschaft brauchen und inwieweit Sie
denken, dass Sie die Bedingungen verbessern können. Zum Beispiel gibt es ja
offenbar Sorge unter ausländischen Investoren über das Local-Content-Gesetz
hier in Ghana.

BK'in Merkel: Von unserer Seite aus arbeiten wir seit geraumer Zeit daran -
und wir müssen das auch noch weiter tun -, nicht nur einen Investor aus
Deutschland zu präsentieren, sondern dies immer gemeinsam mit einem
Finanzierungsmodell zu tun. In dieser Hinsicht sind andere Länder auf der
Welt besser; die machen gar keine Angebote mehr, ohne dass sie die
Finanzierung mitbringen. Das ist für das deutsche Denken etwas Neues.

Aber wir haben hier jetzt doch verschiedene Wege gefunden, wie wir die
Möglichkeiten der Kreditanstalt für Wiederaufbau, die Möglichkeiten der GIZ
und die Möglichkeiten von privaten Investitionen besser zusammenbringen
können. Wir haben die Eigenbeteiligung deutscher Unternehmen auch für Ghana
ab Juni gesenkt; statt 10 Prozent Eigenbeteiligung muss man nur noch 5
Prozent haben. Wir müssen uns sicherlich auch bei der
Hermeskreditabsicherung überlegen, ob die Risikoeinstufung immer die
richtige ist oder ob sie nicht zu hoch ist, also ob wir die Länder
vielleicht so betrachten, als seien wir noch zehn Jahre zurück, und nicht
genug würdigen, was in diesen Ländern geschieht. Wir haben außerdem oft das
Problem, dass wir überlegen müssen, wie die hohe Zinslast abgefedert werden
kann, wenn die deutschen Unternehmen Kapital brauchen. Auch da haben wir
vielleicht noch nicht die ausreichenden Instrumentarien.

Es gibt innerhalb der Bundesregierung jetzt aber eine sehr enge
Zusammenarbeit des Wirtschaftsministeriums, des Außenministeriums, des
Entwicklungsministeriums und des Finanzministeriums - natürlich auch mit
dem Kanzleramt -, bei der wir unsere Afrikastrategie im Lichte unserer
internationalen Wettbewerber auch neu ausrichten. Das werden wir jetzt
schrittweise umsetzen.

P Akufo-Addo: Natürlich gibt es Bereiche, hinsichtlich derer wir eine
gewisse Besorgnis haben. Wir möchten, dass die Landwirtschaft modernisiert
wird, wir wollen unsere Fertigungsindustrie modernisieren, und auch den
Finanzsektor wollen wir an die Realitäten anpassen. Dies sind Bereiche, in
denen wir natürlich ganz offensichtlich dankbar für Investitionen aus
Ländern wie der Bundesrepublik wären. Wir wissen, welche Fähigkeiten Sie
haben, welche Möglichkeiten sich Ihnen erschließen. Das sind die
Transformationsbereiche, die entscheidend sind, wenn wir unsere
Volkswirtschaft voranbringen wollen. Das kann einen wesentlichen Beitrag
zur Erhöhung der Produktivität leisten.

Das gelingt uns natürlich nur, wenn wir im Bereich der Industrie
beziehungsweise der industriellen Fertigung stärker werden. Es ist ja so,
dass wir in den Bereichen, in denen wir etwas zu bewegen versuchen, Anreize
schaffen wollen. Wir sind natürlich sehr interessiert daran, Quellen zu
finden, die mit der entsprechenden Finanzierung kommen, also mit
Finanzierungsmöglichkeiten für die Projekte, aber auch für unsere
Industrieentwicklung. Das sind sicherlich Bereiche, in denen wir die
Hoffnung haben, dass der Besuch der Bundeskanzlerin heute noch einen
weiteren Impuls geben wird und neue Chancen eröffnen wird.

Es ist wichtig, dass diese Entwicklung von der Stärkung der Fähigkeiten der
Ghanaer selbst begleitet wird, sodass sie sich mit ihren Angelegenheiten
selbstständig befassen und sie managen können. Wir wollen also ein Land,
das sagen kann, dass seine Menschen in der Lage sind, ihre Geschäfte selbst
zu verwalten. Wir wollen nicht nur, dass Länder kommen und uns Geld vor die
Füße legen; wir wollen vielmehr einen neuen Denkansatz bei unseren Menschen
herbeiführen. Darum geht es ja in den Bemühungen, die wir unternehmen. Ja,
es ist immer gut, Raum für Diskussionen, Gespräche und Verhandlungen zu
lassen, und das sollte auch in gutem Glauben und mit guten Absichten
erfolgen.

Insofern sind Fragen wie "Wie weit wollen Sie hier voranschreiten?" und
"Welche Fortschritte wollen Sie dort erreichen?" Fragen, über die man
sprechen kann. Es sollte aber die grundsätzliche Verpflichtung vorhanden
sein, dass die Entwicklung unseres Landes natürlich auch Ausdruck unserer
Fähigkeiten sein muss, uns selbst zu verwalten und zu kontrollieren. Das
können wir natürlich nur, wenn wir ganz bewusst von Anfang an unsere Leute
einbeziehen, und zwar bei jedem einzelnen Schritt der Entwicklung, die wir
durchlaufen.

Ja, natürlich bin ich mir der Tatsache bewusst, dass es Unternehmen gibt,
die Probleme haben, die Schwierigkeiten mit den Zahlen haben, die ich
angesprochen und für den sogenannten "local content" und die "local
participation", die Beteiligung der ghanaischen Wirtschaft, festgelegt
habe. Darüber darf man diskutieren, und das werden wir auch tun. Aber dass
wir den Grundansatz verwerfen werden, steht nicht zur Diskussion.

Frage: Herr Präsident, nach den Zahlen, die uns vorliegen, gibt es in
Deutschland etwa 4000 Ghanaer, die eigentlich zurück in ihre Heimat
sollten. Haben Sie über diese Thematik mit der Bundeskanzlerin gesprochen?
Würden Sie sich wünschen, dass es für einige von denen vielleicht auch
irgendeine Form gibt, in Deutschland bleiben zu können, oder werden Sie die
alle zurücknehmen?

Frau Bundeskanzlerin, vor drei Jahren haben Sie den Satz gesagt, der sehr
stark mit Ihrer Kanzlerschaft verbunden bleiben wird: "Wir schaffen das".
Das war damals sehr stark auf die Kriegsflüchtlinge aus dem Irak und aus
Syrien gerichtet. Trotzdem würde ich Sie fragen, nachdem es ja weiterhin
die Befürchtung gibt, dass sich so etwas möglicherweise auch mit Migranten
aus Afrika wiederholen könnte: Hat die Idee hinter diesem Satz, den Sie ja
selber nicht mehr sagen, auch für die Migrationspolitik insgesamt
Gültigkeit, auch angesichts der Dimensionen, die Sie hier in Afrika
erleben?

P Akufo-Addo: Ich bin mir sicher, dass die 4000 Ghanaer, die sich illegal
in Deutschland aufhalten und von denen Sie sprechen, wenn man ihnen die
Chance böte, natürlich überglücklich wären, wenn sie in Deutschland bleiben
könnten. Aber es steht mir nicht an, das jetzt zu entscheiden. Natürlich
sind wir angesichts der Anzahl von Ghanaern in Deutschland beunruhigt. Es
ist aber dennoch eine relativ geringe Zahl. Wir sprechen jetzt von 3000
oder 4000, die keinen Anspruch auf ein Bleiberecht haben - weniger als 10
Prozent der Gesamtzahl der Ghanaer in Deutschland.

Wir arbeiten mit den deutschen Behörden zusammen. Wir suchen nach einem
Weg, einer Möglichkeit, diese relativ Kleine Zahl von Menschen wieder
zurückzuführen. Einige Bitten haben gute Gründe, aufgrund derer man eine
Ausnahme gewähren sollte. Einige haben Gründe, die ihnen eine Ausnahme
ermöglichen sollte. Aber, gut, darüber sind wir im Gespräch. Aber wenn
festgestellt wird, dass sie kein Bleiberecht haben, dann werden wir sehen
müssen, wie wir diese Menschen wieder nach Ghana zurückbringen.

BK'in Merkel: Wir haben ja 2015 eine Situation erlebt, in der sehr viele
Bürgerkriegsflüchtlinge vor allen Dingen aus Syrien und dem Irak zu uns
kamen, und wir haben uns, wie ich schon oft gesagt habe, damals nicht
rechtzeitig genug mit den Lebensbedingungen dieser Flüchtlinge in den 
UN-Einrichtungen beschäftigt. Es gab zu wenig zu essen, es gab keine Bildung,
und wir haben daraus ja gelernt. Deshalb können wir sagen, dass sich eine
solche Situation nicht wiederholen wird.

Die Frage der Nachbarschaft Afrikas mit der Europäischen Union oder Europa
ist eine ganz andere Frage. Der IS konnte zum Beispiel innerhalb sehr
kurzer Zeit doch erheblich eingedämmt werden. Auch mit der Situation in
Syrien können wir natürlich absolut nicht zufrieden sein, aber das Sterben
hat jetzt dort auch schon nachgelassen, obwohl die politischen Bedingungen
noch vollkommen inakzeptabel sind.

Aber mit Blick auf Afrika geht es um etwas anderes, und natürlich müssen
wir es auch schaffen, dass wir zu einer neuen Nachbarschaft kommen. Deshalb
haben wir ja den Begriff vom Marshallplan genommen, den unser
Entwicklungsminister auch immer wieder nennt - nicht, weil wir es genauso
machen, wie es nach dem Zweiten Weltkrieg gemacht wurde, sondern weil wir
aber genau das Ergebnis erreichen wollen, nämlich dass mit Hilfe
Eigenständigkeit und eigenständige Entwicklung, wie es Präsident Akufo-Addo
gesagt hat, in Afrika mithilfe einer selbstbewussten Jugend auch gelebt
werden können.

Wenn wir nicht daran glaubten, dass das gelingen würde, dann müssten wir
mitteilen, dass wir auch den Zusammenhalt der Europäischen Union nicht
gewährleisten könnten. Ich glaube ganz fest daran, dass es eine
prosperierende Europäische Union nur dann geben kann, wenn wir mit den
Fragen der Migration und den Fragen der Partnerschaft mit Afrika
klarkommen. Dabei geht es eben im umfassenden Sinne um die Bekämpfung von
Fluchtursachen, und das wird nicht durch Abschottung gelingen, sondern das
wird nur dadurch gelingen, dass es Win-win-Situationen für beide Seiten
gibt und dass es eine gemeinsame Bekämpfung derer gibt, die auf dem Rücken
von hilflosen Menschen das Leben dieser Menschen aufs Spiel setzen und
damit noch viel Geld verdienen, und zwar Geld, das dann nicht zur
Entwicklung eingesetzt wird, sondern Geld, das wieder für kriminelle Zwecke
eingesetzt wird.

Das ist die Aufgabe, und Ghana und Deutschland sind genauso wie Deutschland
und andere Länder der Meinung, dass wir das schaffen können und dass wir
diese Probleme lösen können. Das wird aber nicht über Nacht geschehen. Die
Frage ist im Grunde eine prinzipielle: Geht Abschottung? - Ich glaube daran
nicht, sondern es geht um eine gemeinsame Entwicklung. Es geht natürlich um
den Außengrenzenschutz, aber einen Außengrenzenschutz in einem Sinne, der
den anderen auch im Blick hat und sagt: Wir wollen auch, dass es der Jugend
Ghanas gut geht. - Ich glaube daran, auch wenn es eine große Aufgabe ist
und auch wenn es eine Aufgabe ist, der wir uns vielleicht in den letzten
drei Jahren sehr viel mehr bewusst geworden sind.

Dazu müssen wir auch sehr viel mehr über Afrika wissen. Afrika ist nicht
"Afrika". Afrika, das sind 50 Länder mit unterschiedlichen Kulturen,
Traditionen, wunderbaren, kreativen Kulturen. So, wie wir erwarten, dass
man zwischen Deutschland und den Niederlanden und Frankreich unterscheiden
kann, muss man auch erwarten können, dass wir zwischen Senegal, Ghana und
Angola unterscheiden können und dass wir wissen, was für jedes Land wichtig
ist und was jedes Land an bestimmter Bedeutung hat. Dann bekommt Afrika für
uns auch schrittweise ein Gesicht, und dann wissen wir: Wo sind die
Schwächen, wo sind die Stärken? - Ich möchte jedenfalls dazu beitragen,
dass wir uns auf diesen Weg einlassen, weil ich glaube, er wird ein
richtiger sein.

Donnerstag, 30. August 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem

Präsidenten der Republik Ghana, Nana Akufo-Addo in Accra, 30. August 2018
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2281: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 4. und 9. September 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 36. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

am Donnerstag wird die neue Ausstellung in unseren frisch renovierten
Räumen eröffnet, und zudem diskutieren wir in Veranstaltungen mit Dietmar
Bartsch über die Arbeit der Linksfraktion im Bundestag, mit Felicita
Reuschling über Wohnutopien der 68er und am kommenden Sonntag - gern
schonmal vormerken - über alternative Eigentumsformen in Zeiten der
Wohnungskrise.

Leider ganz aktuell ist auch unsere Veranstaltung am Mittwoch. Wir zeigen
einen Film über rechte Gewalt in Thüringen, die von Polizei, lokalen Medien
und Stadtpolitik nicht als politisch motiviert anerkannt wird. Im Anschluss
diskutieren wir Gegenstrategien.


Dienstag, 4. September 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Die Linksfraktion ein Jahr nach der Bundestagswahl

Bilanz und Anspruch für die Fraktion der Partei DIE LINKE. Gespräch mit Dr.
Dietmar Bartsch.

Moderation: Dr. Siegfried Wein

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 4. September 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Politik und Kultur

Soziale Wohnutopie 68

Referentin: Felicita Reuschling

Moderation: Dr. des. Birgit Ziener

Kosten: 2,00 Euro

Ort: k-fetisch, Wildenbruchstraße 86, 12045 Berlin


Mittwoch, 5. September 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Extreme Rechte

Das blinde Auge - Ein Todesfall in Thüringen

Film und Gespräch mit Martina Renner (MdB), Jan Smendek (Filmemacher),
Sabine Seyb (ReachOut)

Moderation: Sebastian Wehrhahn

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Moviemento Kino, Kottbusser Damm 22, 10967 Berlin


Donnerstag, 6. September 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Vernissage in der Galerie

augenMERK

Druckgraphik und Zeichnung von Künstlern des Graphik-Collegiums Berlin
e.V.

Laudatio: Helmut Müller

Musik: Cornelia Draeger (Querflöte).

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Sonntag, 9. September 2018, 15:00 bis 17:00 Uhr


Berlin von unten

Subversives Eigentum? 

Strukturen der Zugehörigkeit in einer gentrifizierenden Stadt

Diskussion mit: Sarah Keenan (per skype), Ina Wudtke (Haben &
Brauchen/Kunstblock), Vertreter*in vom Bündnis "Spekulation bekämpfen -
Deutsche Wohnen & Co enteignen", Simon Fronemann (Seume 14)

Moderation: Sonja Hornung

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Acud Macht Neu, Veteranenstraße 21, 10119 Berlin

 * 

PUBLIKATIONEN

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 217: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre politischen
Konsequenzen

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus

Berlin 2018, 44 Seiten

INHALT

* Alexander Amberger: Vorbemerkung

* Jörg Roesler: In welchem Maße sollten Wirtschaftsreformen von politischen
Reformen begleitet sein? Alternative Auffassungen und Vorgehensweisen in
der CSSR und in der VR Ungarn sowie die Haltung der UdSSR und der DDR

* Christoph Lieber: "Prager Frühling". Zivilgesellschaftliche
Sozialismusreform scheitert an bolschewistischer Parteiräson

* Klaus Steinitz: Die Rolle der zentralen Partei- und Staatsorgane bei der
Vorbereitung, Durchführung und beim Abbruch der Wirtschaftsreform in der
DDR - Konsequenzen für die Zukunft

Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 55: Sozialistische Utopien in Wissenschaft und Politik

Nachforschungen bei Marx & Engels, nach der Oktoberrevolution in Russland
und in der DDR

Berlin 2018, 68 Seiten

INHALT

* Alexander Amberger: Vorbemerkung

* Carl-Erich Vollgraf: Auch Marx und Engels nicht vor Utopien gefeit

* Thomas Möbius: Utopie in der Oktoberrevolution: "Wir kamen, um die neue
Welt zu bauen."

* Ulrike Breitsprecher: Wieviel Zukunft war die DDR? Utopisches Denken im
Spiegel von Jugendweihebüchern

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2131: Bedford-Strohm erneuert Kritik an AfD (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 01.09.2018

Bedford-Strohm erneuert Kritik an AfD

"Sehnsucht nach einer Gesellschaft, in der jeder Mensch seinen Platz
hat" 



Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm hat angesichts des heute in Chemnitz
stattfindenden Protestes gegen einen von der AfD angekündigten
Schweigemarsch zu gesellschaftlichem Zusammenhalt und Solidarität mit
Ausgegrenzten und Verfolgten aufgerufen. In einem Gottesdienst in der
Münchner Innenstadt sagte Heinrich Bedford-Strohm:

"Während wir hier Gottesdienst feiern, sind in Chemnitz viele Menschen
zusammen, um gegen Fremdenfeindlichkeit zu demonstrieren. Uns alle, ob wir
jetzt hier in München zusammen sind oder in Chemnitz verbindet die
Sehnsucht nach einer Gesellschaft, in der jeder Mensch seinen Platz hat.
Ganz egal, woher er kommt oder wieviel er verdient: Wir alle sind
geschaffen zum Bilde Gottes und haben eine Würde, die uns niemand
bestreiten darf", so Bedford-Strohm in seiner Predigt in einem zeitgleich
zu den Protesten in Chemnitz stattfindenden Gottesdienst zum 25-jährigen
Bestehen der Straßenzeitung BISS in München. "Das Eintreten für diese Würde
in der Gemeinschaft mit anderen Menschen gibt uns Kraft und Stärke.
Vielleicht ist das ein Vorgeschmack dessen, was uns verheißen ist, wenn
Jesus sagt: Selig sind, die da hungert und dürstet nach der Gerechtigkeit."

Im Vorfeld des Gottesdienstes erneuerte Bedford-Strohm seine Kritik an den
Äußerungen von AfD-Politikern zu den aktuellen Ereignissen in Chemnitz.
"Wenn aus den Reihen der AfD Hass- und Hetzparolen verbreitet werden, kann
dies von Christinnen und Christen nicht stillschweigend hingenommen
werden." In diesen Tagen zeige sich deutlich, wie sehr sich die AfD
radikalisiert habe. Bedford-Strohm: "Wer an den Propaganda-Aktionen der AfD
teilnimmt, muss wissen, wem er dort hinterherläuft."

Hannover, 1. September 2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 97/2018 vom 01.09.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2130: Die Kirche muss ihren Beitrag zur Einheit und zum Frieden in Europa leisten (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 01.09.2018

Die Kirche muss ihren Beitrag zur Einheit und zum Frieden in Europa
leisten 

Kardinal Marx beendet Besuch in Polen



Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx,
hat heute (1. September 2018) seinen viertägigen Besuch in Polen beendet.
Gestern (31. August 2018) traf er mit dem Präsidenten der Polnischen
Bischofskonferenz, Erzbischof Stanisław Gądecki, in dessen Amtssitz in
Posen zusammen. In der dreistündigen Begegnung wurden die aktuelle
Situation der Kirche in Polen und Deutschland sowie Entwicklungen in der
Weltkirche erörtert. Kardinal Marx erinnerte daran, dass er bereits 1975
als Priesteramtskandidat erstmals Polen besucht habe und der erste
Auslandsbesuch als Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz ihn
ebenfalls zur Kirche im östlichen Nachbarland geführt habe. "Die gute
Beziehung zwischen Deutschen und Polen ist und bleibt ein zentraler
Baustein des Friedens in Europa. Und die Kirche in beiden Ländern steht
deshalb vor der unabweislichen Verpflichtung, ihren Beitrag zur Einheit
Europas zu leisten. Dieser Gedanke ist und bleibt für mich leitend."

Auch für die Entwicklung des kirchlichen Lebens in Europa sei die
deutsch-polnische Zusammenarbeit von hoher Relevanz: "Der katholische
Glaube erlaubt es uns nicht, nationale Kirchentümer neben- oder gar
gegeneinander zu stellen. Katholisch sein heißt, im Glauben auf den anderen
bezogen zu sein. Das gilt auch und sogar besonders für die Nachbarkirchen
in Deutschland und Polen. Die Einheit, die uns aufgetragen ist, meint aber
keine Uniformität. Unterschiede können und müssen ausgehalten werden. Ja,
sie können sogar produktiv sein und uns auf dem Weg zu einem tieferen
Verständnis der Wahrheit helfen, wenn sie in einem fairen und
vorurteilsfreien Dialog aufgegriffen werden. Darum bemühe ich mich in
meinen Gesprächen mit Bischöfen und anderen Vertretern des intellektuell
reichen kirchlichen Lebens in Polen. Und ich habe auf meiner jetzt zu Ende
gehenden Reise, vor allem auch im Gespräch mit Erzbischof Gądecki, gespürt,
wie groß auch auf polnischer Seite Bereitschaft und Interesse an einem
vorbehaltlosen und vertieften theologischen Austausch sind."

Im Medienhaus "Hl. Albertus" in Posen traf Kardinal Marx mit katholischen
Wissenschaftlern und Publizisten zusammen, die kontrovers die politischen
Entwicklungen und die dahinter liegenden grundlegenden Fragen des
Verständnisses von Staat und Gesellschaft in Polen diskutierten. Kardinal
Marx plädierte für "Freiheit, Offenheit und Pluralismus als Grundlagen
einer modernen Gesellschaft. Dies entspricht auch den Prinzipien und
Inspirationen der katholischen Soziallehre". Nachdrücklich lehnte der
Kardinal einen "engstirnigen Nationalismus" ab, "der die Völker
gegeneinander treibt". Er sei dankbar für die wegweisende Erklärung
"Patriotismus in christlicher Gestalt", die die polnischen Bischöfe im
zurückliegenden Jahr veröffentlicht haben. "Hier wird eine recht
verstandene Vaterlandsliebe präzise abgegrenzt von nationalistischen
Haltungen, die immer zerstörerisch sind."

Mit einer Eucharistiefeier im kleinen Kreis beendete Kardinal Marx am
heutigen Samstag (1. September 2018) seinen Aufenthalt in Polen. Er
gedachte dabei der Opfer des Zweiten Weltkrieges, der mit dem deutschen
Angriff auf Polen heute vor 79 Jahren begann. "Wir dürfen nie vergessen,
wie sehr Polen unter dem nationalsozialistischen Eroberungs-, Versklavungs-
und Vernichtungskrieg im Osten gelitten hat", betonte der Kardinal in
Posen. "Wir danken Gott, dass unsere Völker trotz dieser Geschichte wieder
zueinander gefunden haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 133 vom 1. September 2018

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254
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SCHACH-SPHINX/06673: Anhänglichkeit der Fehler (SB)


Hingebungsvoll lauschen wir den Worten von Paul Keres: "Schach ist das
spannendste aller bekannten Spiele, das ist Kunst, Schöpfertum sowie
Widerstreit von Persönlichkeiten und Charakteren. Schach bereichert
den Menschen, erweitert dessen Gesichtskreis und leistet einen großen
Beitrag zur Entwicklung der freundschaftlichen Kontakte zwischen den
Menschen." Was in der Tat stimmen muß, denn obwohl Keres den traurigen
Beinamen "der ewige Zweite" trug, ließ er es an Takt und
entgegenkommendem Verhalten nie fehlen. Mit dem Gesichtskreis hingegen
ist das so eine Sache. Der Mensch ist bekanntlich ein anhängliches
Wesen, und an nichts hängt er klettenhafter als an seinen Fehlern. Aus
den Mißlichkeiten anderer lernen - ein hohes Wort. Es ist schon schwer
genug, die eigenen Erfahrungen zur Besserung heranzuziehen. Nehmen wir
beispielsweise das heutige Rätsel der Sphinx. Der Nachziehende steht
unter der vielfachen Bedrohung der weißen Figuren. Die Dame blickt
feindselig nach dem h7-Bauern, und auch die Läuferphalanx auf d4 und
d3 trägt nicht sonderlich zur Beruhigung bei. Der Schachverstand
sollte nun mit gutem Beispiel vorangehen und 1...Tf8-e8! anempfehlen.
Statt dessen ließ sich Schwarz von eitlen Machtträumen betören und zog
zuletzt 1...b5-b4? Nun, Wanderer, sag', war das schwarze Gesichtsfeld
nicht allzu eng?
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Mowsesian - Babula

Bad Bohdanec 1996


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Regen schwieg und als die Sonne durch die Wolken brach, stieg im
Kopfe von Herrn Pagel der rettende Einfall empor. Nicht seinem König
drohte Matt allein, und da er am Zuge war, führte er seine
randständigen Figuren in vier Zügen zu einem Mattangriff gegen die
schwarze Majestät zusammen: 1.Ta6xe6!+ f7xe6 - auf 1...Ke7xe6 folgt
der Dolchstoß von hinten 2.Dh8-e8# - 2.Sh4xg6+ Ke7-f7 3.Dh8-h7+ Kf7-e8
4.Dh7-e7#



Erstveröffentlichung am 3. September 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2291: Superfedergewicht - Warnschuß zur rechten Zeit ... (SB)




Mühsamer Arbeitssieg Ryan Garcias über Carlos Morales

Die Golden Boy Promotions haben Großes mit ihm vor. Oscar de la Hoya
lobt ihn in den höchsten Tönen und möchte ihn dem breiteren Publikum
womöglich im Dezember als Teil des Vorprogramms präsentieren, wenn
sein populärster Akteur Saul "Canelo" Alvarez in den Ring steigt. Die
Rede ist von dem 20 Jahre alten Ryan Garcia, der im Superfedergewicht
antritt, in 16 Kämpfen ungeschlagen ist und offenbar mit Erwartungen
überfrachtet wird, denen er noch längst nicht gerecht werden kann.
Wenngleich ein einflußreicher Promoter durchaus in der Lage ist, der
Karriere eines Boxers durch eine wohldosierte Mischung aus
unablässigen Lobeshymnen und handhabbaren Gegnern auf die Sprünge zu
helfen, darf man nicht von erfolgreichen Beispielen auf die allgemeine
Brauchbarkeit dieser Methode zurückschließen. Der britische Promoter
Eddie Hearn hat seinen Schwergewichtler Anthony Joshua durch das
Sperrfeuer aller Zweifel und Kritik auf den Gipfel manövriert. Sein
US-amerikanischer Kollege Oscar de la Hoya vermarktet den
mexikanischen Mittelgewichtler Saul "Canelo" Alvarez als Superstar.
Daß deren Aufstieg mit Konkurrenten gepflastert ist, denen man vordem
ebenfalls eine glänzende Zukunft vorhergesagt hat, gerät dabei allzu
leicht in Vergessenheit.

Ryan Garcias Team ging offenbar von einer günstigen Gelegenheit aus,
seinen Boxer im besten Licht zu präsentieren und für höhere Aufgaben
zu empfehlen, als er in einem Casino in Indio, Kalifornien, auf Carlos
Morales traf. Acht Jahre älter und mit einer Bilanz von 17 Siegen,
zwei Niederlagen und drei Unentschieden erfahrener als das
hochgehandelte Nachwuchstalent von Golden Boy, schien der gebürtige
Mexikaner von idealem Kaliber zu sein, Garcia einen großen Schritt
voranzubringen. Das wäre beinahe schiefgegangen, hätten nicht zwei der
drei Punktrichter dem jungen Favoriten und seinem veranstaltenden
Promoter einen Gefallen getan. Nach zehn Runden lautete die offizielle
Wertung 98:92, 95:95, 98:92, wobei das Unentschieden nach Einschätzung
unabhängiger Experten durchaus vertretbar war, während man die beiden
hohen Resultate zugunsten Garcias als absolut indiskutabel bezeichnen
müsse.

Von der zweiten Runde an schien Ryan Garcia Probleme mit der Nase zu
haben, da er sie häufig verzog, als spüre er Schmerzen oder bekomme
schlecht Luft. Ob dies auf eine Verletzung zurückzuführen war, ist
nicht bekannt. Dann kamen bereits im folgenden Durchgang
Konditionsprobleme hinzu, da der wesentlich jüngere Favorit müde zu
werden schien, häufiger klammerte und des öfteren zur Hallenuhr
hinaufschaute, als wolle er prüfen, wieviel Zeit er noch bis zum Ende
der Runde durchhalten müsse. Das war natürlich ein bedenkliches
Zeichen, wie man es so früh in einem Kampf nicht erwarten würde.

In der siebten und neunten Runde fing sich Garcia schwere Treffer ein,
deren Folgen er auf sichtlich weichen Beinen gerade noch kompensieren
konnte. Als dann in der zehnten und letzten Runde alles auf dem Spiel
stand, brachte er mehrere harte Schläge ins Ziel, während sein Gegner
unablässig angriff, aber keine nennenswerten Treffer mehr verbuchen
konnte. Alles in allem konnte man Carlos Morales gut und gern fünf
Runden gutschreiben. Zieht man außerdem die beiden besonderes
gefährlichen Situationen für Garcia in Betracht, hätte man sogar dem
Außenseiter den Zuschlag geben können. [1]

So sahen es wohl auch die maßlos enttäuschten Zuschauer, die Garcia
mit einem Pfeifkonzert bedachten, da sie viel mehr von ihm erwartet
hatten. Er selbst zollte Morales Respekt und sprach von dem bislang
härtesten Kampf seiner Karriere, wobei er offen einräumte, von der
teilweise hohen Wertung zu seinen Gunsten überrascht zu sein. Er habe
den Kampfverlauf sehr viel enger gesehen. Dies offen auszusprechen
ehrt Ryan Garcia, da die allermeisten Boxer versuchen, ihren Auftritt
hinterher besserzureden als er tatsächlich war. Hoffentlich ist das
kein bloßes Phänomen seiner Jugend, das man ihm bald austreiben wird.

Der 20jährige mußte zuvor in 15 Auftritten nur dreimal über die volle
Distanz gehen, was dazu beitragen haben dürfte, die eigenen
Fähigkeiten höher anzusiedeln, als sie derzeit sind. Morales wurde
offenbar angesichts seiner beiden Niederlagen und drei Unentschieden
als paßförmiger Gegner eingeschätzt, an dem Garcia seine Qualitäten
demonstrieren könnte. Der Kontrahent erwies sich jedoch als zäher und
robuster Boxer, der nicht gekommen war, um etwas zu verschenken. Und
da man ihm keine sonderlich ausgeprägte Schlagwirkung attestierte, ist
um so bedenklicher, in welche Schwierigkeiten er den Favoriten
brachte. Der ließ jedenfalls bedenkliche Lücken in seinem Arsenal
erkennen, die auszubügeln noch beträchtliche Arbeit erfordern dürfte.

So gesehen kam der Warnschuß gerade zur rechten Zeit, da Garcia
augenscheinlich noch nicht soweit ist, es mit den führenden Akteuren
im Superfeder- oder Leichtgewicht aufzunehmen. Sich so häufig treffen
zu lassen und dabei Wirkung zu zeigen wie gegen Morales, könnte er
sich im Kampf mit hochklassigen Akteuren nicht erlauben. Die Pläne
seines Promoters, ihm im Dezember womöglich einen noch gefährlicheren
Gegner vorzusetzen, sollten nach dem Auftritt in Indio besser wieder
in der Schublade verschwinden. Denkbar wäre eher eine Revanche mit
Morales, da sie Garcia die Gelegenheit böte, die mäßige Leistung bei
ihrem ersten Aufeinandertreffen wettzumachen und unter Beweis zu
stellen, daß es lediglich ein einmaliger Ausrutscher war und er es
viel besser kann.

Ryan Garcia hatte im Vorfeld erklärt, er wünsche sich im nächsten
Schritt einen Kampf gegen Gervonta Davis, den bei den Mayweather
Promotions unter Vertrag stehenden WBA-Champion im Superfedergewicht,
da er sich durchaus in der Lage sehe, ihn zu besiegen und sich den
Titel zu sichern. Gemessen an den Problemen, die ihm Carlos Morales
bereitete, wäre das jetzt und in naher Zukunft sicher keine gute Idee.
Oscar de la Hoya sollte klug und vorausschauend genug sein, um
sicherzustellen, daß er diesen zweifellos talentierten Boxer nicht
überfordert und in jungen Jahren verheizt.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/ryan-kingry-garcia-decisions-carlos-morales-results/
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